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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


A 1 — 81 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Freitag, den 21. Januar 1881. 


Die bevorſtehenden Debatten im Abgeordnetenhauſe 
und Finanzminiſter Bitter. 

g. Im Abgeordnetenhauſe concentriren ſich alle Intereſſen in den 
Debatten, welche die nächſte Woche bringen ſoll. Wir haben bereits 
gemeldet, daß vom Sonntag ab die Debatten über die Finanzgeſetze: 
Steuererlaß, Verwendungsgeſetz ıc. beginnen ſollen, während der 
Antrag Windthorſt am Mittwoch die Unterbrechung bilden ſoll. Die 
Conſervativen werden bei den erſtgedachten Debatten den Entwurf 
der von ihnen vorgeſchlagenen Steuerreform als Antrag einbringen, 
worüber fie ſich in einer noch heut oder morgen abzuhaltenden Frac⸗ 
tionsſitzung ſchlüſſig machen wollen. Es heißt, der Abg. v. Rauch⸗ 
haupt habe den bezüglichen Entwurf dem Reichskanzler bereits vor⸗ 
gelegt und deſſen Zuſtimmung gefunden. Wie weit das richtig ifl, 
muß dahingeſtellt bleiben. 

Die Gerüchte über den in nächſter Zeit zu erwartenden Rücktritt 
des Finanzminiſters Bitter wollen in parlamentariſchen Kreifen nicht 
zur Ruhe kommen. Es heißt allgemein, der Miniſter würde nach Ab⸗ 
wickelung der Steuer⸗Debatten im Abgeordnetenhauſe zurücktreten, 
und wegen Uebernahme ſeine Portefeuilles ſei u. A. mit dem viel⸗ 
genannten Abgeordneten von Rauchhaupt unterhandelt worden, doch 
hätte dieſer das Anerbieten abgeſchlagen. Wir geben indeß biefe 
Nachricht mit allem Vorbehalt. Richtig iſt, daß durch Verhandlungen 
zwiſchen dem Reichskanzler und dem Finanzminiſter Bitter ein deſi⸗ 
nittver Steuererlaß bereits in das Auge gefaßt war, den jedoch der 
Finanzminiſter mit den bereiten Mitteln durchzuführen ſich außer 
Stande erklärt hatte, während jetzt ein folder definitiver Steuererlaß 
zu Stande kommen ſoll. Freilich war bisher auch nicht abzuſehen, 
daß zur Durchführung des Projected ſich aus den erhöhten Steuer⸗ 
einnahmen des Reiches die Mittel bieten würden. Man nimmt 
übrigens an, daß Fürſt Bismarck ſich an den Debatten der nächſten 
Woche, und zwar ſo weit ſie die Finanzangelegenheiten betreffen, 
theilnehmen moͤchte. 


Das Arbeiterverſicherungsgeſt 
gerung der Legislatur ⸗ und 200 


und die Vorlage über Verlän⸗ 
getperioden im Bundes rathe. 
= Berlin, 20. Januar. 

Die heutige Sitzung des Bundesrathes wird nach officiöfer An⸗ 
deutung bez. des Arbeiterverſicherungsgeſetzes die Ueberwelſung des 
Entwurfes an die einzelnen Regierungen zur Begutachtung beſchlleßen 
und damit dürfte ein von dem Volks wirthſchaftsrath gefordertes Gut⸗ 
achten über den Entwurf gleichſam als Stützpunkt für das preußiſche 
Votum allerdings angezeigt erſcheinen. Bemerkenswerth iſt freilich, 
daß in der Regel die Geſetzentwürfe, bevor fie an den Bundesrath 
gelangen wenigſtens in ihren Grundzügen und Endzügen den 
Bundesregierungen mitgetheilt zu werden pflegen und neue 
Entwürfe bislang dauernd den Ausſchüſſen überwieſen wurden, 
oder nach der neuen Geſchäftsordnung durch ein⸗ oder zweimalige 
Leſung im Plenum zur Erledigung kamen. — Von Intereſſe bezuglich 
der heutigen Bundesrathsfitzung iſt die Wiedervorlegung des Entwurſes, 
betreffend die Abänderung der Artikel 13, 24, 69 und 72 der Reichs⸗ 
verfaſſung, d. h. alſo der Einführung zweijähriger Budget⸗ und vier⸗ 
jähriger Legislaturperloden im Reiche. Wir haben die Einbringung 
dieſer Vorlage vorausgeſagt, obwohl fie von officköfer Seite ange: 
zweifelt wurde. Als Motiv für die Wiedereinbringung iſt nur an⸗ 
geführt: „Die Gründe, welche damals für die Einbringung des be⸗ 
zeichneten Geſetzentwurfs maßgebend waren, beſtehen unverändert fort.“ 
Bezüglich der verlängerten Legislaturperioden hat der Entwurf Aus⸗ 
ſicht auf Annahme, ſchwieriger wird ſich der Reichstag bezüglich der 
zweijährigen Budgetperioden zeigen, wenigſtens zeigte ſich im vorigen 
Jahre nach dieſer Richtung hin großer Widerſtand. Hiermit dürfte 
übrigens die Wiedereinbringung der in der letzten Seſſion unerledigt 
gebliebenen Entwürfe erſchoͤpft ſein. 


Die Polemik der Conſervativen und des Centrums 
über den Antrag Windthorſt. 

Die Bundesgenoſſenſchaft der Conſervativen und des Centrums 
in der Steuererlaßangelegenheit thut der Polemik der conſervativen und 
ultramontanen Preſſe über die Annehmbarkeit des Antrags Windtborſt 
leinen Eintrag. Das Auffallendſte iſt aber der gereizte Ton der Polemik. 
Es kommt ja nicht ſelten dor, daß Bundesgenoſſen über die eine oder an⸗ 
dere Frage uneinig ſind und einer Auseinanderſetzung bedürfen. Die Ant⸗ 
wort aber, welche die „Germania“ in ihrer geſtrigen Nummer auf die Aus⸗ 
fübrungen der Kreuztg. bezüglich des Antrags Windthorſt ertbeilt bat, 
trägt den Stempel geiäuſchter Erwartung ſehr deutlich an der Stirn. Die 
„Germania“ verwundert ſich zunächſt, daß die Kreuzztg. nicht einmal die 
von dem „Reichsboten“ empfohlenen Amendements zum Antrag Windtborſt 
für zulaſſig erachtet und läßt ziemlich verſtändlich durchblicken, daß die 
Gonierbativen, indem fie ad nutum des Reichskanzlers den Antra 
Windtborſt ablehnen, darauf verzichten, „die Wurzel einer großen, wirklic 
conſervativen, regierungsfabigen Mebrbeit fein zu wollen.“ Ohne die 
Mitwirkung des Centrums, deutet die „Germania“ an, werde es nicht 
möglich ſein dem „Liberalismus den Weg zur Herrschaft“ zu verlegen. 
Das clericale Blatt ift fo rückſichtslos, in den Gründen, welche die Kreuz⸗ 
zeitung für die Ablehnung des Antrags Windtborſt vorbringt, nur Vor⸗ 
wan de zu feben, und verſteigt ſich endlich zu der Erklärung, jetzt noch die 
Kirche zur einfachen Unterwerfung unter die Maigeſetze einzuladen, wie die 
Kreuzzeitung und „Prov.⸗Correſp.“ das thun, das ſei „entweder eine 
Naivetat oder eine böhniſche — Ungenirtbeit.“ Unſerer Anſicht nach iſt 
der „Hohn“ auf Seiten der „Germania“, wenn fie als Zweck des Antrags 
Windiborſt den bezeichnet, Zeit und Vertrauen für die Friedensarbeit 

u ſchaffen, welche doch bald wieder aufgenommen werden müſſe. Das 

utrum zeigt in 2 und in der Budgetcommiſſion ein doppeltes 
Geſicht, welches von beiden Maske ift, darüber mögen ſich die Conſervativrn 
klar werden. 
— — — — — — e U—ä—̃—— 

Deut ſchlan d. 
0. C. Landtags. Verhandlungen. 
41. Si an if Abgeordneten auſes vom 20. Januar. 

11 Up. Am iniſtertiſch Graf zu Eulenburg, von Puttkamer und 
Commiſſarien. 

eiten Beratbung ſtebt der Geſetzentwurf zur Abänderung und 

— — as betreffend die Erweiterung, Umwandlung und Neu⸗ 
errichtung von Wistwen: und Waiſenkaſſen für Glemensarlehrer 
vom 22. —— 1869. Die Vorlage hatte den Minimalſatz von 150 auf 
200 Mart, die Commiffion bat ihn auf 250 Mark erhöpt kt. 1) und das 
Geſeß auf den Kreis Herzogtbum Lauenburg ausgedehnt (Art. 4 und Weber: 
rift des Ä 0 sche 
1“ Cult Puttkamer: Ich kann nicht umhin, im Namen der 
Staatsregierung die hohe Befriedigung über das Ergebniß der ſehr ein⸗ 
gehenden und banfensweripen Arbeiten Ibrer Commiſſion auszusprechen, 


wenn auch die Beſchlüſſe derſelben ſich nicht ganz mit den Wünſchen der 
Staatsregierung decken. Sie hatte bei ibrer Vorlage geglaubt, ſich ſtrikte 
an die Wünſche der Landesvertretung in der vorigen Seſſion balten zu 
müſſen und nicht über die Erhöhung des Penſionsminimums von 200 M. 
binausgehen zu dürfen. Es läßt ſich ja nicht leugnen, daß die Beihilfe zu 
dem Deficit der Lehrerwittwen⸗Penſionskaſſe, welche der Staat in dem Ge⸗ 
ſetz von 1869 grundſatzlich übernommen batte, bisber nicht zur Verwirk⸗ 
lichung gelangt war, indem die Beſtände und Beiträge der Schulunterhal⸗ 
tungspflichtigen und der Lehrer ſelbſt wider Erwarten dazu ausreichten, um 
das Wittwenpenſionsminimum zu erfüllen; immerhin war indeſſen die 
Staatsgarantie grundſätzlich ausgeſprochen und damit ein fehr weſentlicher 
Schritt auf der Bahn unter Heranziehung der rechtlichen Verpflichtung des 
Staates unmittelbar betreten. Außerdem ließ die relativ ungünſtige Fi⸗ 
nanzlage es der Staatsregierung bedenklich erſcheinen, über das von der 
a ſelbſt als wünſchenswerth erachtete Minimum hinaus: 
zugehen. 

Die Commiſſion iſt nun über daſſelbe hinausgegangen in der Erwägung, 
daß ſelbſt bei relativ nicht günſtiger Finanzlage wirklich dringende Be⸗ 
dürfniſſe des Volksſchulweſens, namentlich auf dem Gebiet der Fürſorge 
für die Hinterbliebenen, einer ausgiebigen Erfüllung bedürfen, es ſei denn, 
daß ganz unbedingte finanzielle Schwierigkeiten dem entgegenſtehen. Im 
Schoße der Staatsregierung ſind, wie ich bekennen muß, nicht unerhebliche 
Bedenken, namentlich finanzieller, aber auch anderer Natur gegen die Er⸗ 
böbung aufgeworfen, über die fie jedoch in Anbetracht des wohlthätigen 
Zweckes der Vorlage ſich binwegſetzen zu können glaubte, ſo daß ich bereits 
in der Commiſſion die Freude hatte, ihr Einverſtändniß mit der Erhöbung 
des Minimums auf 250 Mark erklären zu können. Dieſe Aenderung legt 
den Staatsfinanzen kein unbeträchtliches Opfer auf, indem ſie das Budget 
mit der nicht unerheblichen Summe von 250,000 Mark jährlich dauernd 
belaſtet. Der Staatsregierung wäre es dober erwünſcht geweſen, wenn 
zwei von ihr in der Commiſſion gemachte Vorſchläge, die Vereinigung der 
Kaſſen und die Erböhung der Gemeindebeinäge um 3 Mark, die Zuſtim⸗ 
mung des Hauſes finden könnten. Doch bat namentlich der erſte Wunſch 
keine Ausſicht auf Annahme, da ja der betreffende Beſchluß einſtimmig 
gefaßt worden iſt. So empfeble ich Ihnen denn, den Artikel 1 in der 
Faſſung der Commiſſion anzunehmen. Staatsregierung und Volksvertretung 
werden dadurch beweiſen, daß, wo es ſich um die Abhilfe eines als dringend 
erkannten Bedürfniſſes auf dem Gebiet des Volksſchulweſens handelt, ſie 
immer eine offene Hand baben und der preußiſche Volksſchullehrerſtand 
wird in dieſer dankenswerthen Gabe, wie ich ſicher hoffe, einen ernenerten 
Anſporn zu fortdauernder treuer Pflichterfüllung und unermüdlicher Hin⸗ 
gabe an die ſeiner wehe anvertraute Jugend empfangen. (Beifall.) 

In Artikel 2 will die Regierungsvorlage die Forterhedung der im $ 3 
des Geſetzes vom 22. December 1869 vorgeſehenen einmaligen Beitrags 
bei Gehaltsverbeſſerungen der Kaſſenmitglieder dom 1. April 1881 ab nur 
bon der Zustimmung der Kaſſencuratoren und nicht mehr von der Lei⸗ 
Nungsfäbigleit der Kaſſen abbängig machen. Die Commiſſion beantragt 
die Streichung der Beſtimmung. 

Die Abgg. Platen und Rickert wollen die Regierungsvorlage mit 
der Modification wieder berſtellen, daß die Forterhebung jenes Gebalts⸗ 
Fee vom 1. April 1881 ganz wegfalle. Dagegen bean: 

agen die 
Stelle des Gehaltsverbeſſerungsbeitrages uner Zuſtimmung der Kaſſencura⸗ 
toren ein jährlicher Mehrbeitrag von 1 bis 3 Mark pro Stelle ſolle erhoben 
werden dürfen. 

Geh. Rath Wuſſow: Die Regierung iſt nicht in der Lage, dem Ans 
trage Platen zuzuſtimmen, da derſelbe die durch dieſes Geſetz begründeten 
Einnahmen um ein Erbebliches W würde. Wenn man annimmt, 
daß die Einnahmen aus den Gehaltsverbeſſerungsgeldern durchſchnittlich 
pro Stelle 3 Mark getragen, fo würde für den Staat eine jährliche Mehr⸗ 
belaftung von 150,000 Mark die Folge fein. 

Abg. Platen: Die Regierung bat mit dem vorliegenden Entwurfe an: 
erkannt, wie drückend die Einzie bung der Gebaltsverbeſſerungsgelder auf 
die Lehrer wirkt, indem fie dieſelbe von der Zuſtimmung der Kaſſencuratoren 
abhängig machte. Mein Antrag trägt den khatſächlichen Verhaltniſſen volle 
Rechnung: thatſachlich haben nur drei Kaſſen die Gehaltsverbeſſerungsgelder 
eingezogen. Wenn dagegen geſagt wird, wir würden damit die holſteiniſchen 
Wiktwen und Waiſen ſchadigen, da in Holſtein von den Lehrern die vollen 
25 Procent an Gehalts verbeſſerungsgeldern eingezogen würden, fo trifft 
das doch immer einen Kaſſenbezirk, berührt aber nicht die übrigen 28; und 
jener eine Bezirk wird auch ohnedies Mittel und Wege finden, den Ausfall 
zu decken. Der Nutzen einer beſſer dotirten Stelle wird oft genug durch 
den Gehaltsverbeſſerungsbeitrag aufgewogen. Wenn z. B. ein Lehrer in 
eine an Nutzungen reichere Stelle an der Weichſelnjederung oder in Ober: 
ſchleſien verſetzt wird, bier womöglich die Ernte feines Amtsvorgängers 
ankauft und die Waſſerflurh ihm dann die geſammte Ernte fortführt, fo 
bat er nicht blos baares Geld verloren, ſondern muß noch obendrein 25 
Procent der Verbeſſerung in baarem Gelde an die Wittwenkaſſe abliefern. 
Aehnlich iſt es, wenn die Verbeſſerung in Naturalien beſteht und eine Miß⸗ 
ernte ſtatifindet. Zudem kommt bei der Berechnung des Wertbes der 
Nutzungen und Naturalien ſehr oft ein ganz verſchiedener Maßſtab zur 
Anwendung, während andererſeits auch die Verſetzung ſelber mit vielen 
Untoften verbunden iſt. Da tritt oft anſtatt der erwarteten Vortbeile Noth 
in den Lehrerfamilien auf und drückt bei den kleinen Verhaltniſſen, in 
denen ſich die Lehrer meiſtens befinden, um ſo empfindlicher. Ein bedenk⸗ 
licher Uebelſtand iſt es auch, daß die Lehrer ſogar mit ihren Alterszulagen 
um Unterhalte der Wittwen beizutragen haben; das ftebt mit dem von allen 

eiten anerkannten Bedürfniſſe, den Lehrern beſſere Alterszulagen zu ge⸗ 
währen, offenbar in keinem Einklang und erſcheint um fo härter, wenn 
man fi) bergegenwärtigt, wie ſehr eine ſolche nach zwölfjähriger Dienſtzeit 
eintretende Zulage erſehnt wird. Die Regierung hat ſich beute im Intereſſe 
des finanziellen Geſichtspunktes gegen meinen Antrag ausgeſprochen. Dem: 
laben 84 ſprechen aber die Motive der Vorlage nur pon einer unerheb⸗ 
lichen 8 8 7 die l der Gebaltsverbeſſerungsbeiträge ein⸗ 
trete. In der That kann m elaſtung auch keine bedeutende fein, und 
ich muß annehmen, daß der heutigen Erklärung eine thatſächlich irrige Be: 
rechnung zu Grunde liegt. 

Abg. Stroſſer: Der Vorredner hat ſich bei den Verhandlungen der 
Commiſſion, wie früher, davon überzeugen können, daß für die Frage der 
Aufbeſſerung der materiellen Lage des Volksſchulweſens alle Parteien des 
Hauſes ein gleich warmes Herz daben: dennoch hat ſchon die Commiſſion 
den vom Vorredner geſtellten Antrag mit einer Majorität abgelebnt, in 
der alle Parteien vertreten waren, und ich bitte, dies auch deute zu thun. 
Ich gebe zu, daß dieſer Beitrag für die Lehrer oft druckend iſt; nachdem 
wir aber, von der urſprünglichen Vorlage abweichend, eine ſo bedeutende 
Erhöbung der Lehrerwittwenpenſion eingeführt haben, können wir nicht noch 
weitere Belaſtungen unſeres Etats vornehmen. Uebrigens bat der Lebrer⸗ 
ſtand ſich wiederholt zur ih des Gehaltsverbeſſerungszuſchuſſes bereit 
erklärt, falls nur die ſtaatliche Penſion erhöht würde. Wie alle übrigen 
Beamtenklaſſen, jo müſſen auch billigerweiſe die Lehrer zu ihren Wittwen⸗ 
kaſſen beiſteuern. Die Fälle, auf die der Vorredner bingewieſen bat, ſtehen 
gauz vereinzelt da und können mich daher nicht bewegen, von einer Ein⸗ 
richtung Abſtand zu nehmen, die ſchon vor 1869 thatſächlich in Uebung war. 

Abg. Kalle: Ich halte den Anirag Platen für das Beſte, befürchte 
aber nach den Erklärungen der Regierung, daß mit der Annahme deſſelben 
das Geſetz fallen würde und empfehle Ibnen deshalb mein Amendement. 
Der Ausfall, welcher durch den Verzicht auf die, einen doch immer mehr 
oder weniger odiöſen Charakter tragenden Gehaltsverbeſſerungszulagen 
ſtattfindet, wird durch den Mehrertrag der Stelle völlig balancirt. 

Abg. Röckeratb: Ich weiß nicht, ob die breitſpurige Begründung, welche 
laten ſeinem Antrage gegeben hat, demſelben ſehr 3 geweſen iſt. 
ch muß mich um ſo mehr gegen denſelben erklären, als wir, wie ich glaube, 

möglichſt dabin ſtreben müſſen, daß die Schuldotationen Sache der Commu⸗ 
nalverbände, nicht des Staates werden; der letztere hat nur die Aufgabe, 
exit in letzter Inſtanz einzuſchreiten. Der financielle Effect des Antrages 
würde ziemlich bedeutend ſein. Meines Erachtens iſt der Beitrag der Gr: 


Abgg. Kalle und Knörcke im Laufe der Debatte, daß an A 


meinden, welche ja zunächſt für ihre Lehrer zu ſorgen haben, um 3 M. zu 
erhöhen, wenngleich ich nicht berfenne, daß es den Lehrern ſelbſt obliegt, 
in gewiſſem Maße ſich an den Beiträgen zu beibeiligen. Auch mit dem 
Antrag Kalle bin ich nicht einverſtanden; ich bitte vielmehr den Commiſſions⸗ 
antrag anzunehmen, auch deshalb, weil ich überzeugt bin, daß viele Kaſſen 
ſchon in kurzer Zeit zu der Einſicht kommen werden, das dier geforderte 
Minimum werde bei Weitem nicht ausreichen. 5 

Abg. Rickert: Ich weiß nicht, weshalb ſich Herr Röderatb fo ſehr dar⸗ 
über ärgert, daß der Abg. Platen von feinem Recht, die Intereſſen der 
Lebrer zu vertreten, bier Gebrauch macht, ohne mit einem Wort von feiner 
Parteiſtellung oder dem beſonderen Intereſſe ſeiner Partei für die Lehrer 
zu ſprechen. Freilich iſt der Aerger leicht erklärlich. Bei der erſten Leſung 
batten die Redner aller Parteien den Grundſatz acceptirt, daß die Bethei⸗ 
ligung der Gemeinden in einem weiteren Grade nicht wünſchenswerth ſei, 
und die Commiſſton desgleichen. Nun ſtellt Herr Nöderath bei der zwei⸗ 
ten Leſung ein ganz neues Syſtem auf, mit dem er wohl ziemlich iſelirt 
im Hauſe ſteht; er n in erſter Reihe komme auch dier die Gemeinde, 
dann der Kreis, dann womöglich noch ein höherer Communalverband und 
zuletzt, wenn Alles nicht ausreicht, der Staat, während die Bewegung doch 
jetzt umgekehrt, wie früber, geht, und zwar im Intereſſe der Gerechtigkeit 
bei der Vertheilung der Laſten. , 5 5 

Die Ueberzeugung, daß die Gemeinde in der That ſehr oft ein zu 
ſchwacher Körper iſt, um ihm die Schullaſten aufzuerlegen, iſt in großen 
Kreiſen der Bevölkerung ſchon befeſtigt. Wir haben alſo durchaus nichts 
gegen das Syſtem, den Staat in größerem Belle heranzuziehen. Der 

bg. Kalle hält den Antrag Platen für das Beſte, ſtimmt aber gleichwohl 
nicht für ibn, weil, wenn er angenommen wird, die Regierung das ganze 

Geſetz verwerfen würde. So peſſimiſtiſche Anſchauungen über die Hand⸗ 
lunzen der Regierung habe ich in der That nicht und faſſe auch die Er⸗ 
klärung des Regierungs⸗Commiſſars nicht ſo auf, am wenigſten die des 
Miniſters. Liegt die Sache wirklich fo, jo können wir immer noch den Be 
ſchluß des Herrenbauſes abwarten. Sollte die Sache im Intereſſe der 
nanzen durchaus nicht möglich ſein, was ich nicht glaube, ſo würde daſſelbe 
im Einverſtändniß mit der Staatsregierung den Strich machen. Wie oft 
bat die Regierung einen bei der zweiten Leſung erhobenen entſchiedenen 
Widerſpruch im Intereſſe des Zuſtandekommens eines wohlthätigen Geſetzes 
zurückgezogen, wenn das Haus feinen Beſchluß mit großer Majorität ges 
faßt hat. Ohne eine Erklärung des Herrn Miniſters damit provociren zu 
wollen, jo glaube ich doch, feine heutige Aeußerung nicht in der Richtung 
der vom Abg. Kalle ausgeſprechenen Befürchtung verſtehen zu dürfen, und 
bitte daber, da bei der erſten Berathung alle Parteien darin einig waren, 
daß dieſes Geſetz noch bei Weitem nicht das bringt, was wir für nothwen⸗ 
dig erachten, noch einen Schritt weiter zu machen und den vom Abg. Platen 
und mir vorgeſchlagenen Antrag anzunehmen. 

Abg. v. Hammerſtein erklärt ſich gegen die Anträge Platen und 
Kalle; es ſei ein beſchämendes Gefühl für Jedermann, wenn er ſich ſagen 
müſſe, daß er ſelber nicht im Stande ſei, für feine Angehörigen zu ſorgen. 
Der Lebrer müſſe für dieſelben in derſelben Weiſe eintreten, wie jeder an⸗ 
dere Beamte. . 

Abg. Langerbans hält es für ein Gebot der Billigkeit, dem Lebrer 
EE zu erlaſſen und empfiehlt den Platen'ſchen 
utrag. 

Abg. Franz glaubt, daß die von dem Abg. Platen angeführten exor⸗ 
bitanten Falle deſſen Antrag keineswegs empfehlen, hält auch den Kalle'ſchen 
Antrag für unannehmbar. : N 

Artikel 2 wird nach dem Commiſſionsantrage geſtrichen, der Antrag 
Platen abgelehnt (Abg. Kalle zog feinen Antrag zurüd). j 

Artikel 3, welcher beftimmt, daß der jährliche Beitrag der Gemeinden 
u. ſ. w. für die der Berftärlung ihrer Leiftungsfähigleit bedürfenden Kaſſen 
auf den Betrag von 15 Mark erhöht werden kann — wird nach den Bes 
ſchlüſſen der Commiſſion ebenfalls geſtrichen. Auch im Uebrigen finden die 
Commiſſionsbeſchlüſſe unveränderte Annahme. 

Es folgt die dritte Berathung des Zuſtändigkeitsgeſetzes. Erſter 
Redner in der Generaldiscuſſion iſt 

Abg. v. Meyer (Arnswalde): Die Beſtimmung der Geſchäftsordnun 
daß bei der dritten Leſung eine Generaldiscuſſion wiederholt werden ſoll, 
bat, glaube ich, den Zweck, Gelegenheit zu einer Kritik über das geſammte 
Geſetz, wie es vorliegt, zu geben. Es werden zwar viele von Ihnen, viel⸗ 
leicht die Majorität, gerade mir das Recht zu ſolcher Kritik 8 ine 
deſſen, ich bin etwas eigenfinnig darin, ich folge der Majorität ſelten. Ich 
nehme mir alſo das Recht ſelbſt. Ich halte mich zu dieſer Kritik ſogar ver⸗ 
pflichtet, weil ich der Vertreter der Gruppe in der conſervativen Partei ge⸗ 
weſen bin, die von Haufe aus allen dieſen Geſetzen, die mit der Kreis⸗ 
ordnung bekanntlich anfangen, feindlich gegenüber geſtanden bat und in 
mancher Beziehung noch heute fo gegenüber ſteht. Wenn ich nicht ſebr irre, 
iſt dieſe Partei im Lande im Wachſen; ich ſchließe das aus verſchiedenen 
Kundgebungen, die mir häufig zugehen. eine Krüik dieſes Geſetzes iſt 
natürlich nicht ban che 2 Sa 

Die ſtändiſchen Geſetze und alle früheren Organiſationsgeſetze, die mit 
jenen zuſammenhingen, waren bekanntlich ſehr einfach, weil fie ſich eben an 
die thatſächlichen Verhältniſſe anſchloſſen und dieſelben reproducirteu. Jeder 
wußte damals genau, an welche Bebörde er ſich wenden mußte, wenn er ein 
Gravamen batte, nämlich an den Landrath, die Regierung, den Oderpraſi⸗ 
denten und zuletzt an den Miniſter. Das wußte jedes Kind. Jetzt bat 
man die Sache geändert und die thatſächlichen Verhältniſſe zwangsweise 
9 Gedanken untergeordnet. Dabei ſind doch ganz ſonderbare Dinge 
entſtanden. 

Die Principien der neuen Kreisordnungsgeſetzgebung find: möglichſte 
Arbeitstheilung, Theilnahme der Laien an der Verwaltung, endlich die 
Rechtscontrole der Verwaltungsbehoͤrden. Die Arbeitstheilung iſt allerdings 
in vollendetem Maße gelungen. Die alten Behörden wohnten etwa, wenn 
ich mich fo ausdrücken darf, in ſechs Etagen, je nach ihren Functionen und 
in allen Etagen iſt eine Vermehrung derſelben eingetreten. Ich will nur 
zwei hervorheben: die zweite Etage war der Landrath, der nur mit dem 
Kreistage zuſammenwohnte, allenfalls noch mit dem Polizeipräſidenten in 
den — Städten. Dieſe Etage ift erweitert worden, und jetzt wobnen 
darin der Landrath, der Kreisausſchuß, der Kreistag, die Magiſtrate großer 
Städte und die Polizeipräſidenten. In der dritten Etage, wo früher die 
Regierung allein wohnte, da wohnt jetzt der Regierungspräſident, die Re⸗ 
gierung, der Bezirksrath, das Bezirksverwaltungsgericht nebeneinander. Es 
wäre nun ſehr wünſchenswerth geweſen, wenn man in jeder dieſer Etagen 
vielleicht auch einen Portier einlogirt hätte, um dem Publikum Beſcheid zu 
ſagen, etwa in der Weiſe, daß in der Regierungsetage der Regierungspräs 
ſident verpflichtet worden wäre, die eingehenden Sachen an das richtige 
Quartier, zum Beiſpiel das Bezirksverwalkungsgericht abzugeben, und der 
Landralb, dieſelden an den Kreisausihuß weiter zu geben. Das iſt aber 


nicht geſcheben. 3 1 

4 45 Poblitan ſoll nach wie vor, genau wie — dem bisherigen Com⸗ 
petenzgeſez, ſich die Bebörde ſuchen, bei der es Recht finden will, deren es 
jegt übrigens ftatt 12 im Ganzen 23 giebt. Die einzige Hilfe für das 
Publikum ift die Ausſicht auf den neuen Brauchuſch. Ich boffe, daß Herr 
v. Brauchiſch dei guter Geſundheit bleibt, da wir ſonſt ſchlimm auf den 
Sand gerathen müßten. Man hat ferner die Laientheilnahme wieder der⸗ 
geſtellt. Hiermit bin ich zwar einverſtanden. Indeſſen die Ausführung bat 
ihr Bedenkliches. Fraber bat man in den unteren Inſtanzen der Collegial⸗ 
bebörden die jungen Bureaufraten, Richter und Regierungsbeamte angeſtellt, 
in den mittleren diejenigen, welche ſich unten beſonders qualificirt batten 
und erfahrener und älter waren, in der oberſten endlich die erf 

und qualificirieiten. Das hat nun im e ua en 
bejegen die Laieninſtanzen vollſtändig mit gleichwertbigen Perſonen. Es 
figen in den Kreisansſchüſſen ebenſo viel qualificirte Leute wie im Bezirks: 
rat und im Bezirlsverwaltungsgericht oft ſogar ein und dieſelben. Troz⸗ 
1 1 berſchiedenen gleichwerthigen Collegien immer nr en 
unter un übereinander. Ich balte das nicht für ganz zweckmäßig. Die 
Wahlen der Laien erfolgen mitunter ziemlich planlos. Wenn der Probimzial⸗ 
ausſchuß die Herren wählen muß, jo weiß er in jeiner Geſammtheit ge⸗ 
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wöhnlih wenig Beſcheid. Einer ſchlägt vor: 
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„Schultze!“ „Schön, wählen 
wir Schulze!“ Dann wird von anderer Seite Müller vorgeſchlagen, und 
obgleich den die ganze übrige Geſellſchaft nicht kennt, wird Müller natürlich 
doch gewählt. Dabei iſt min eins ganz beſonders intereſſant. Es wird 


nämlich zur Empfehlung eines Lajen wohl geſagt, er ſei beſonders deswegen 


geeignet, weil er formal borgebilvet ſei. Das iſt jo falſch wie möglich. 
Die Laien, die wir in die Laiencollegien wählen, ſollen nach dem Sinn des 
Geſetzes möglichſt keine formale Bildung haben, und es iſt ein ſonderbares 
Zurücktebren zu früheren bureaukratiſchen Principien, wenn man gerade 
den Formalismus als Vorzug bezeichnet. Le 
Die Rechtscontrole haben wir auch in vollem Maße. Sie iſt allerdings 
etwas ſonderbar, nämlich die kleinſten Dörfer durchlaufen mit ihren un⸗ 
bedeutenden Sachen drei Inſtanzen bis an das Verwaltungsgericht, 
die größeren zwei und Berlin hat den Vorzug oder Nachtheil, wie Sie 
wollen, daß es nur eine Inſtanz hat. Eine ſolche Organiſation halte ich 
nicht für baltbar. Dabei ſind die Objecte, die drei Inſtanzen zu durch⸗ 
laufen haben, in der Regel die untergeordnetſten. Sehen Sie ſich gefälligst 
die Grlenninifje des Oberderwaltungsgerichts an, da finden Sie eine Menge, 
die wirllich nicht einen Schuß Pulver werth ſind. Einige haben mich wahr⸗ 
baftia erinnert an den berühmten Prozeß, den Wieland in der Geſchichte 
der Abderiten ſchildert, nämlich um des Eſels Schatten. Die Verwallungs⸗ 
juſtiz iſt außerdem unglaublich theuer im Verhältniß zu der ordentlichen 
Juſtiz und verurſacht dem Staate bedeutende Koſten. Was beſſert denn 
nun eigentlich das neue Competenzgeſetz gegen das alte? Ich erkenne gern 
an, daß es für zünftige und Laienbüreaukraten zweckmäßiger wird. Für die 
onſtigen Laien im Lande iſt es aber ganz eben ſo unverſtändlich wie vorher. 
Si erforderliche Durchſichtigkeit eines ſolchen Geſetzes bleibt nach wie vor 
zu vermiſſen. Herr v. Rauchbaupt ſagte neulich, die Laien hätten ih in 
das alte Geſetz hineingefunden, und ſie würden ſich auch in das neue Geſetz 
bineinfinden. Ich erinnere ihn aber an den Vers von Heine: 
Manches babe ich getragen, 
Und ich glaubt’, ich trüg' es nie. 
Und ich hab' es doch getragen; 
Aber — fragt mich nur nicht, wie?“ Eh 
(Heiterleit.) Die Laien haben ſich freilich in das Geſe bineingefunden, 
aber. doch nur in der Weiſe, wie man ſich in feinen Tod oder in einen 
Hagelſchlag hineinfindet (Heiterkeit), daß ihnen ein Verſtändniß dieſes Ge⸗ 
ſetzes befonders wohl wäre, habe ich nicht gefunden. Ich ſchließe mich ganz 
dem an, was der Abg. Hänel neulich geſagt bat, dieſes Geſetz ſei ein pro⸗ 
viſoriſches Proviſorium. (Heiterkeit) Einen Vorzug ſehe ich nur darin, 
daß es auf das ganze Land ausgedehnt wird. Wenn wir wieder revidiren 
— es wird ja nicht lange dauern — werden wir uns hoffentlich beſſer ver⸗ 
ſteben, und ich denke, dieſes Geſetz iſt jetzt nur eine Etappe zur durchgrei⸗ 
fendſten Reform der Verwaltungsjuſtizgeſetzgebung. Wir werden ſchließlich 
doch auf das öſterreichiſche Syſtem kommen, in welchem bekanntlich nur ein 
Verwaltungsgerichtsbof exiſtirt, wie wir es thatſächlich ja ſchon in Berlin 
haben. Dieſes Syſtem nun auf das ganze Land auszudehnen, halte ich für 
die Aufgabe einer ſpäteren Reviſion. In dieſem Sinne halte ich dies Geſetz 
für einen Fortſchritt und werde dafür ſtimmen. (Beifall.) 
bg. Born: Da es keinen Zweck haben würde, in dritter Leſung noch⸗ 
mals Anträge einzubringen, die in der Commiſſion und in zweiter Leſung 
mit erbeblicher Majorität abgelehnt worden find, fo werden wir für den 
Geſetzentwurf, wie er ſich in zweiter Leſung geſtaltet hat, ſtimmen, indem 
wir boffen, daß ein oder der andere Antrag noch Annahme finden wird. 
Dazu rechnen wir auch den von mir zu § 150 geſtellten, der von der Com⸗ 
miſſion angenommen, in zweiter Leſung nur mit geringer Majorität abge⸗ 
lehnt worden iſt; ferner den Antrag des Abg. v. Bitter und zwei Anträge 
des Abg. v. Liebermann. 
Abg. Dr. Hänel: Was Herr von Meyer geſagt hat, bezog ſich nicht 
ſowohl auf das gegenwärtige Geſetz, ſondern es war nur der Ausdruck feiner 
alten Gegnerſchaft gegen das Organiſationsgeſetz und die Verwaltungs⸗ 
gerichte. Wenn er jagt, es gebe Erkenntniſſe des Oberverwaltungsgerichts, 
die nicht einen Schuß Pulver werth find, jo iſt das nach meiner Anſicht 
eine Redeweiſe, die ſich einem böchſten Gerichtshof gegenüber nicht ziemt. 
Ich habe die fünf Bände der Erkenntniſſe des Oberverwaltungsgerichts ge⸗ 
leſen und babe mannigfache Belehrung darin gefunden; zum Mindeſten muß 
man vor ber Sorgfalt und dem reichen Wiſſen Reſpect haben, das aus den 
Erkenntniſſen hervorgeht. Im Uebrigen muß ich conſtatiren, daß die ſchweren 
Bedenken, die ich in erſter und zweiter Leſung gegen das Geſetz vorgebracht 
babe, nicht nur nicht beſeitigt, ſondern durch die Beſchlüſſe der zweiten Les 
fung noch verſtärkt worden find. Meine Freunde und ich werden baber 
gegen das Geſetz im Ganzen ſtimmen und unſere Amendements nicht wieder 


einbringen. | 
Abg. von Meyer: Das Mißverſtändniß des Abg. Hänel babe ich 
wabrſcheinlich ſeldſt verſchuldet. Ich habe mich vielleicht undeutlich ausge: 
rückt. Ich babe die Erkenntniſſe des Oberverwaltungsgerichts nicht mit 
einem ſcheelen Blick anſehen wollen, ſondern nur von dem Object dieſer 
Erkenniniſſe geſprochen, und das iſt mitunter doch ſehr wenig wertd. 
bin ſelbſt der Meinung des Abg. Hänel, daß es ſich für mich nicht ziemen 
würde, wenn ich das Oberverwaltungsgericht batte angreifen wollen. Die 
Objecte, um die es oft fi in den Erkenniniſſen handelt, find aber doch 
wirklich ſebr ien die 
Damit ſchließt die Generaldiscuſſion. a ; 
Die §§ 1 bis 6 des erſten Titels: Angelegenheiten der Stadtgemeinden, 
welche von der Beaufſichtigung handeln, werden ohne Debatte genehmigt. 
§ 7 lautet nach ven Beſchlaſſen der zweiten Leſung: „Fortan bedürfen nur 
die Bürgermeiſter und die Beigeordneten (Stellvertreter) der Beſtätigung.“ 
Dieſer Paragraph war auf den Antrag des Abg. Dr. Köhler angenommen. 
Abg. von Hüne nimmt feinen Antrag aus der zweiten Leſung wieder 
auf: $ 7 zu fallen, wie folgt: „Soweit die Beſtätigung der Wahlen von 
Gemeindebeamten nach Maßgabe der Gemeindeverfa ungsgeſetze den Auf⸗ 
ſichtsbe hörden zuſteht, erfolgt dieſelbe durch den Regierungs⸗Präſidenten. 
Die Beſtätigung kann unter Zuſtimmung des Bezirksrathes verſagt 
werden. 
Gegen den Beſchluß des Bezirksrathes ſteht dem Vorſitzenden deſſelben 
die Einlegung der Beſchwerde an den Miniſter des Innern zu. 
Fortan bedürſen nur die Bürgermeiſter und die Beigeordneten (Stellver⸗ 
treter) der Beſtätigung.“ } 
Der Abg. v. Liebermann beantragt, den § 7 ganz zu ſtreichen. 
Abg. v. Huene: Unter Bezugnahme auf die in zweiter Leſung ſchon 
epflogenen Erörterungen empfeble ich Ihnen meinen Antrag zur Annahme. 
ch glaube, daß durch denſelben das Intereſſe des Staates bei der Beſtäti⸗ 
gung von Communalwablen genügend gewahrt iſt, denn ſeine Wahrung 
liegt in letzter Inſtanz in den Händen des Miniſters des Innern. Es 
bandelt ſich bei Nichtbeſtatigungen meiſt um Dinge biscretefter perſönlicher 
Natur, und ich wünſche, daß alle Gründe in einem ſolchen Falle dem Be⸗ 
irksrath offen und klar vorgelegt werden. Wenn man das umgehen will, 
ſo dendelt man illoyal. Ich dächte, man kann den Communen ſoweit, wie 
ich es beantrage, die Wahl ihrer Behörden überlaſſen. Daß die Partei des 

ern Born meinen Antrag ablehnen will, wundert mich, da fie fi ja 
onft immer als die Vertreterin des communalen Selbſtverwaltungsrechtes 


ausgiebt. 

Abg. v. Bennigſen: Ich bitte, den Antrag Huene abzulehnen. Wir 
haben ihm ſchon in der zweiten Leſung den des Abg. Köhler gegenüber⸗ 
geftellt, welcher jest §7 der Vorlage iſt. Dieſer hat einen praktiſchen Werth, 
denn auf die Bürgermeifter und die übrigen Magiſtratsmitglieder fol ſich 
nach dem angenommenen Beſchluſſe die Beſtätigungsbefugniß nicht mehr 
beziehen. Der Antrag Huene dagegen bat einen praltiſchen Werth nicht, 
der Bezirksrath entscheidet nicht definitiv, er giebt nur Gutachten ab, die 
der Miniſter des Innern berückſichtigen oder ignoriren kann. Was hat alſo 
das ganze Zwiſchenſplel des Bezirksratbes für einen Werth? Hoͤchſtens, 
daß Fragen der gebäſſigſten Art in feine Discuſſton hineingezogen werden, 
die, wenn es nicht unbedingt nötbig if, bei Selbſtverwaltungsorganen zu 
vermeiden find. Der Antrag Huene hat inſofern keine praftiſche Bedeu⸗ 
tung, als die Aufſichtsbebörde das Beſtätigungrecht in dem bei weitem 
größeren Theile der Monarchſe nur binſichtlich der Städte hat, die nicht 
mehr als 10,000 Einwohner haben, bei den größeren es aber dem Könige 
uſteht. Umſomehr iſt es ein Grund, den Bezirksrath in dieſe Fragen nicht 
heren wichen. N " . . , 

Abg. v. Liebermann: Da die Regierung mit Entſchiedenbeit erklärt, 
daß die Regelung des Beſlätigungsrechts nicht in dieſes Geſetz geböre, fo 
würden wir nur dann zu einer Aenderung uns entſchließen können, wenn 
— 875 durchaus nöthig oder nützlich ſein würde. Das iſt aber nicht der 
Fall; wir glauden, bis zur Vorlegung der Städteordnung kann es bei den 
bisherigen Beſtimmungen bleiben. Wir geben aber noch weiter und bitten 
Sie, den § 7 ganz zu ſtreichen, weil wir der Anſicht find, daß es noch 
andere Communalbeamte wie die Bürgermeiſter giebt, deren Wahl der Be⸗ 
ſtätigung der Auſſichtsbebörden unterliegen muß. 

Abg. Dr. Hanel: kann nicht finden, daß das Amendement von 
Huene an praktiſchem Gehalt hinter dem Antrage Köhler, der den 87 
bildet, zurück ſteht; ji Schlußſatz ſtimmt ja ſogar mit dem Antrag Köhler 
überein. Die gebäfligen Verhandlungen politiſcher und perſönlicher Natur, 
die man von dem Bezirksrath fern halten will, müſſen ja doch erörtert 


* vr 


werden, und es handelt ſich alſo darum, wo ſie am objfectivſten und am 
wenigſten gebäfftg verhandelt werden können. Das geſchiebt nach meiner 
Anſicht im Bezirksratbh, deſſen collegiale Zuſammenſetzung dafür eine größere 
Garantie bietet, als die Entſcheidung eines Einzelbeamten. Der Antrag 
von Huene will daher die Garantie einer ſachgemäßen Behandlung, welche 
die Collegialität bietet, feſthalten und an Stelle der aufgebobenen eriten 
Abtheilung der Regierungen den Bezirksrath ſetzen. Ich mache aber auch 
darauf aufmerkſam, daß, wenn die Entſcheidung eines Laien⸗Collegiums 
vorliegt, die Verantwortlichkeit des Miniſters eine viel ſchwerere wird, und 
wir ihn dann bier mit ganz anderem Gewicht fragen können, warum er in 
beſtimmten Fällen die Beſtätigung verſagt. | 

Abg. Windthorſt: Ohne auf meine Anſichten über das Beſtätigungs⸗ 
recht nochmals einzugehen, wiederhole ich nur, daß die Minoritäten unter 
allen Ae n die Willkür geſchützt werden müſſen, die bei den Ber 
ſtätigungen moglich iſt. Daß die größte Willkür vorkommt, erfahren wir 
leider nur zu oft. Herr von Liebermann iſt wenigſtens offen: er ſagt, weil 
die Regierung den Antrag nicht will, ſo wollen wir ihn auch nicht. Hat 
denn die Regierung für ihre Ablehnung einen hinreichenden Grund? Je 
denke nicht, um jo weniger, als der Antrag die letzte Eniſcheidung ja in die 
Hand des Miniſters legl. Ob von Bennigſen aus demſelben Grunde, wie 
von Liebermann gegen den Antrag ſtimmt, weiß ich nicht, die Schwäche 
feiner Argumente läßt es aber vermuthen. (Heiterkeit) Eines wundert 
mich, daß die Herren aus Hannover jeden Verſuch, den Mißbrauch des Be: 
ſtätigungsrechts zu verhindern, jetzt bekämpfen. Es gab eine Zeit, wo die 
bedentendſten dieſer Herren in Hannover nur durch meine Intervention in 
die Aemter gelangten, die ſie jetzt bekleiden. Ueber den Mißbrauch des Be⸗ 
ſtätigungsrechts kommen gerade in letzter Zeit aus der Rheinprovinz neue 
Klagen; was liberal iſt, wird beſtätigt, was zu uns gehört, wird verworfen. 
Das erklärt doch unſeren Verſuch, einigen Schutz gegen dieſen Mißbrauch 
u finden. Das Hauptgewicht legen wir darauf, daß nach Annahme des 

ntrages der Regierungspräſident und Oberpräſident ſich etwas mehr be 
denken werden, ebe ſie Überhaupt an eine Verwerfung gehen. Es werden 
ſo überhaupt die Fälle vermehrt werden, in denen es zu keiner Verwerfung 
und Erörterung kommt. So lange der Regierungspräſident feiner Phan⸗ 
tafie folgen darf, ſchlägt er ſehr ſchuell zu; iſt er aber an das Votum eines 
Collegiums gebunden, das er ſonſt oft braucht, jo wird er ſich wohl vorher 
ſehr dedenken. Dieſer moraliſche Eindruck iſt die Hauptſache. a 

Warum iſt denn Herr v. Bennigſen fo ſpröde, politiſche perſönliche Er⸗ 
örterungen in den Bezirksratb zu bringen, wir baben ja bier im Haufe 
alle Tage ſolche Erörterungen und die Regierung betbeiligt ſich durch ihr 
ſauberes Organ, die „Provinzial⸗Correſpondenz“, recht eifrig daran. Nach⸗ 
dem in der zweiten Leſung der Antrag Röckeralh abgelehnt iſt, bitte ich 
mindeſtens den detz Abgeordneten v. Hüne anzunehmen. Die Gewaltſam⸗ 
keit, die man gegen und übt, zwingt uns ſonſt dazu, alle einzelnen Fälle 
von Nichtheſtätigungen bier zur Sprache zu bringen, alſo müßten Sie auch 
dagegen Vorkebrungen treffen. Darin irrt Herr von Bennigfen, daß die 
Sache bei kleinen Städten nicht ſo wichtig ſei; dieſe Städte ſind ſehr zahl⸗ 
reich und machen die Hauptſache aus. 

Abg. Grumbrecht: Ich verſtehe gar nicht, wie man dem Antrag Hüne 
eine ſo große Bedeutung beilegen kann. (Abg. n Das glaube 
ich wohl!) Da das Beſtätigungsrecht zum größten Theil in der Hand des 
Königs liegt, $ 7 aber nur don demjenigen Beſtätigungsrecht handelt, 
welches der Aufſichtsbehörde zuſteht, und überdies nur auf die Bürgermeiſter 
und deren Vertreter beſchränkt wird, ſo weiß ich wirklich nicht, wie man 
auf den Antrag Hüne einen ſo großen Werth legen kann. Urſprünglich 
batte ich für dieſes Amendement eine 1 ympatbie, denn wir haben 
in Hannover mit dem Beſtätigungsrecht ſehr trübe Erfahrungen gemacht. 
Zu jener Zeit ſtand der Abg. Windthorſt auf einem anderen Standpunkt 
als beute, wenn ich gleich anerkennen will, daß er während feines letzten 
Miniſteriums für die 1 einiger Bürgermeiſter, wie Miquel und 
Lauenſtein, eingetreten iſt. Ich ſelbſt verdanke meine Beſtätigung ſeiner 
Gunſt nicht. Zu der Zeit, als ich beſtätigt wurde, war die Verſagung der 
Beſtätigung an ganz beſtimmte Gründe mangelnder Qualification gebunden, 
fonft wäre ich unter König Georg V. niemals beſtätigt worden. Ueberdies 
kam mir noch ein ganz beſonderer Zufall zu Hilfe. 

„Ein böberer Militär wollte mein Haus in Lüneburg miethen; ich fagte 
ihm darauf: Schaffen ſie mir die Beſtätigung, donn kann ich ihren Wuuſch 
erfüllen. Das geſchah. (Große Heiterkeit.) Das iſt leider buchſtablich wahr. 
So ſtand damals die Sache in Hannoper. Aus dieſem Grunde bin ich 
ſehr geneigt, das Beſtätigungsrecht in die engſten Grenzen einzuſchließen, 
und daß ich von dieſem Aa ber Regierung je liebe abgehen ſolte, wird 
Niemand glauben. (Abg. Windhorſt: Das glaube ich allerdings.) Dann 
bedauere ich, daß der Abg. Windthorſt im Privatverkebr ſich anders aus⸗ 
ſpricht, als bier. Selbſt von meinen ärgſten Gegnern in Hannover i 
niemals ein ſolcher e en mich erhoben worden, und daß der 
Abg. Windhorſt dies jetzt will 10 . e 

Einfluß feine politiſche Richtung auf feine Anſichten hat. (Heiterkeit) Nur 


ch ſeine jetzige Stellung kann ihn veranlaſſen fo zu plädiren, wie er es jetzt 


tbut. Er war in der hannöverſchen Kammer derjenige, der am allermeisten 
auf abſolutiſtiſchem Standpunkte ſtand, und ich habe ihm ſchon Abſtim⸗ 
mungen und Reden vorgehalten, die er vor 20, ja vor 12 oder 10 Jahren 
nicht gebalten hätte. In der Oppoſition war er freilich ſtets ein ausgezeich⸗ 
neter Führer und außerdem hatte er die gute Eigenſchaft, politiſche Feind⸗ 
ſchaft nicht auf das perſönliche Verhältniß zu übertragen. Wenn er trotz 
dem mir heute einen ſolchen Vorwurf macht, ſo muß ich ihm erklären, daß 
er mir gegenüber dazu am allerwenigſten berechtigt iſt. Es iſt das eine ſo 
unerhörte Behauptung, daß ich meine Stimme der Regierung zu Liebe ab⸗ 
gebe, daß dieſelbe eigentlich einen Ordnungsruf verdient hätte. 

Jedenfalls kann ich meine Behauptung nur wiederbolen, daß, wenn man 
überhaupt ſchlimme Erfahrungen mit dem Beſtätigungsrecht gemacht hat, 
dies unter König Georg V. in Hannover geſchehen iſt, und zwar in fo tin: 
erhörter Weiſe, daß dadurch der Minifter b. Borries geſtürzt wurde. Dieſe 
Thatſache bemweift aber auch, daß der Mißbrauch des Beſtätigungsrechtes 
ſich ſchließlich gegen die As bag ſelbſt wendet. Wenn ich troß dieſer 
trüben Erfahrungen nicht für das Amendement Hüne ſtimme, ſo liegt der 
Grund darin, daß nach meiner Meinung dieſe Erfahrungen nur für den 
aſſung ſprechen. Die weſentliche Beſchränkung des 
Beſtätigungsrechts, auf die es mir ankommt, liegt darin, daß nur die 
Bürgerm eiſter und deren Vertreter davon betroffen werden. Auf die Zu: 
ſtimmung des Bezirksrathes lege ich einen fo hohen Werth nicht, weil es 
ſich bier nur um das Wee were der Aufſichtsbehörde handelt und 
dieſes nach der Zahl der Falle gar nicht von Bedeutung iſt. In den 
großen Städten dat der König das Beſtätigungsrecht, und in den kleinen 
Vea 3 von gar keiner politiſchen Bedeutung. (Widerſpruch und 

eifall. 

Abg. Bachem: Ohne Herrn Grumbrecht zu nabe zu treten, muß ich 
doch ſagen, daß feine Ausführungen über den Antrag von Hüne beweiſen, 
daß er denſelben nicht Ban verſtanden hat. Nach den Erfahrungen, die 
wir gemacht haben, iſt der Antrag das Mindeſte, was wir fordern mäſſen. 
Das Beſtatigungsrecht wird gerade in letzter Zeit in fo gehäſſiger Weiſe 
(Obo!) gegen uns ausgeübt, wie es unter einer anderen Regierung nicht 
möglich geweſen wäre. Von einer veränderten Strömung merken wir nichts. 
Um nur wenige Beiſpiele anzuführen: es find erſt kürzlich zwei Beigeordnete 
in Neuß und einer in Süchten nicht en worden, weil ſie, um es mit 
einem Wort zu ſagen, Katholiken find. (Widerſpruch.] Dabei ift der Eine 
in Süchten ein Mitglied der Schuldeputation, ein Mann, der pon Liberalen, 
Conſervativen und Israeliten gewäblt worden iſt. Das geſchieht zu einer 
S wo unter der Zuſtimmung der Regierung erklärte Atheiſten in der 

chuldeputation ſizen. Man ſehe doch, was aus den Communen wird, 
wenn bei Wende von Communal beamten politiſche Intereſſen maß: 
gebend find. Welches Intereſſe bat ein Mann an den materiellen Ver ⸗ 
bältnißen der Gemeinde, der ſich nur gewiſſermaßen als Regierungs⸗Com⸗ 
miſſar füblt. Bitte, nehmen Sie den Antrag v. Hüne an, der ja in allen 

allen, wo eine Colliſion zwiſchen den Intereſſen der Regierung und der 

elbſtverwaltung eintritt, dem Miniſter das letzte Wort läßt. 

Miniſter Graf zu Eulenburg: Ich ſpreche zunächſt vom Antrag 
Hüne unter Ausſchluß des letzten Abſatzes, der mit dem von Köhler über⸗ 
einſtimmt. Von den Gegnern der Regierungsvorlage und den Unter⸗ 
ftügern des Antrags Hüne iſt recht 5 chickt zur Begründung ihrer Aus: 
führungen ein möglichſt abſchreckendes Bild von der Handbabung des Be: 
ſtatigungsrechts gegeben. In dieſer Beziehung find namentlich aus der 
Mitte des Hauſes bei jeder Gelegenbeit Beſchwerden erhoben worden. Es 
iſt erklärlich, daß, wenn ſich die Gegenſätze auf einem Gebiete des öffent: 
lichen Lebens fo ſcharf zuſpitzen, wie es in einer gewiſſen Zeit ſtattgefunden 
bat und an manchen Orten noch der Fall iſt, eine objective Beurtheilung 
der Maßregeln, zu denen die Staatsregierung ſich verpflichtet geſehen hat, 
ſebr ſchwierig iſt. Man muß deshalb vorſichtig fein, die Urtheile dieſer 
Seite (des Centrums) über ſolche Maßregeln als maßgebend anzuſehen. 
Der letzte Herr Redner bat auf ein paar Beilpiele der neueren Zeit bin 
gewieſen zum Beweiſe einer exorbitanten Handhabung des Beſtätigungs⸗ 
rechts. Auf eine Erörterung deſer Fälle jetzt hier einzugeben, iſt nicht 
möglich, da eine Unterſuchung hierüber noch eee 30 
bitte Sie deshalb, einſtweilen hierüber Ihr Urtheil zu ſuspendiren. Ich 


87 in ſeiner jetzigen 
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ch ſerfreut, daß gerade von einer Seite her, die an fi 


ft ſich erſtreckt. 


thut, beweiſt nur, einen wie nachtheiligen 5 
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mache aber auf zwei Punkte aufmerkſam. Geftend bat der Herr Vor⸗ 
redner von einem Mitgliede der Schuldeputation geſprochen, dies gehört 
aber nicht hierher, ſondern auf ein anderes Gebiet. Was zweitens den 
alt in Süchteln anbetrifft, fo. iſt mir derſelbe unbekannt und kann des⸗ 
alb darüber nicht urtheilen. In Neuß haben allerdings zwei Nichts 
beitätigungen ſtattgefunden, aber aus Gründen, die mit den dom letzten 
Herrn Redner geltend gemachten Momenten gar nichts zu thun haben. 
Es bandelte ſich bei dem einen Beigeordneten um die 9 geſchäft⸗ 
liche Qualification, der andere aber lehnte die Erklärung ab, die Staatsz⸗ 
geſetze befolgen zu wollen. (Hört, hört! im Centrum.) 8 

„Ich danke Ibnen, daß Sie „Hört! Hört!“ rufen. Denn in dieſer Be⸗ 
ziebung babe ich unter Ihrer Zustimmung wiederholt bier die Erklärung 
abgegeben, daß ich weder beftätigen noch eine Beſtäligung befürworten kann 
von Männern, von denen ich nicht die Ueberzeugung baben kann, daß fie 
die Geſetze des Staates befolgen werden. (Sehr richtig! linls und rechts.) 
Dies iſt ein ende den ich jeder Partei gegenüber zur Geltung bringen 
werde, und worüber ſich Niemand beſchweren darf. Ich bin in der T 
\ ſelbſt recht trübe Er⸗ 
fahrungen mit dem Beſtätigungsrecht gemacht hat, in fo entſchiedener Weife 
für dieſes nothwendige Recht der Staalsgewalt eingetreten ift. Das iſt von 
großem Werth, um danach zu ermeſſen, welchen Werth die Bekämpfung 
dieſes Rechtes von einer Seite hat, welche unter anderen Umſtänden nicht 
fo ſpröde dagegen geweſen iſt. Ueber die Stellung, in welche der Miniſter 
durch den Antrag Hüne käme, iſt man bier verſchiedener Meinung geweien; 
ich verſichere Ihnen aber, daß ein Miniſter, der ſeine Schuldigkeit hut, die 
Beſtätigung, wo es nothwendig iſt, verſagen wird, mag ein Gutachten des 
Bezirksraths dafür vorhanden ſein oder nicht. Darin kann alſo nach keiner 
Seite hin ein entſcheidender Grund geſehen werden. Wohl liegt ein ſolcher 
aber darin, daß man, wenn die Inſtitution des Bezirksraths aufrecht erdal⸗ 
ten werden ſoll, keine politiſchen Fragen in denſelben hineinbringen darf, 
und in unſerer Zeit iſt es unmöglich, bei dem e nicht poli⸗ 
tiſche Geſichtspunkte zu derückſichngen. Glauben übrigens die Herren in der 
That, daß die Bezirksrathe namentlich in der vom letzten Vorredner beton⸗ 
ten Weiſe ihren Wünſchen entſprechen werden? 1 

Vergegenwartigen Sie ſich doch, daß es ſebr leicht kommen kann, daß 
die Bezirksrathe in der Verſagung der Beſlätigung ſehr viel rückſichtsloſer 
vorgehen, als ein Miniſter. Was den letzten Satz des Antrags Hüne, ver 
mit dem in der 2. Leſung geſtellten Antrage Köhler zuſammenfällt, betrifft, 
fo gebe ich zu, daß unter Umſtänden durch Veränderung der competenten 
Inſtanz auch eine Aenderung in dem materiellen Recht eintreten, oder das 
letztere dadurch wenigſtens berührt werden kann. Hier aber iſt in der That 
davon nicht die Rede, ſondern es handelt ſich nur darum, auf welche Kreiſe 
die Beſtätigung überhaupt auszudebnen it — eine Frage, welche von der 
Competenzbeſtimmung dieſes Geſetzes außerordentlich weitab liegt. Ueber⸗ 
dies iſt der Antrag in der Form, wie er bier geſtellt iſt, vollſtändig unan⸗ 
nehmbar. Der Autrag, anſcheinend ſo einfach lautend, greift viel weiter, 
als feine Abſicht if. Nach demſelben würde das bisher beſtehende und 
unentbehrliche Beſtätigungsrecht über die communalen Polizeibeamten voll⸗ 
ſtändig fortfallen. Sie werden einſeben, daß eine Beſtimmung dieſer Art 
für die Regierung unmöglich anzunehmen iſt. Endlich muß ich darauf bin⸗ 
weiſen, daß die Wirkung dieſer Befimmung auf dem Boden der verſchiedenen 
Städteordnungen eine ganz verſchiedene it, je nachdem es ſich um col⸗ 
legialiſche Gemeindevorſtände handelt, oder um eine Städteverfaſſung, bei 
welcher ein einzelner Beamter den Gemeindevorſtand repräſentirt und dem⸗ 
ſelben nur Beigeordnete zur Seite ſtehen. Endlich baben wir noch eine 
dritte Kategorie der Städteordnungen, bei denen ein gemiſchtes Verhältniß 
obwaltet, nämlich die kurheſſiſchen und naſſauiſchen, wo es ſich fo verhält, 
daß ein Gemeinderath gewählt und aus dieſem der Stellvertreter des 
Bürgermeiſters durch e e bezw. Wahl beſtimmt wird. Das iſt alſo 
der Kreis der Perſonen, auf welche die Betätigung ſich überhaupt erſtrecken 
kann. Aus allen dieſen Gründen bitte ich, nicht allein den Antrag von 
Hüne, ſondern auch den $ 7, wie er aus den Beſchlüſſen zweiter Leſung 
hervorgegangen iſt, abzulehnen. Es iſt 1 wohl gethan, ein fo ſchwieriges 
Geſetz, wie daß vorliegende, mit einer Laſt zu beſchweren, die es kaum 
tragen kann. Die Möglichkeit, aber dieſen Paragraphen eine Vereinbarung 
bei den noch bevorſtehenden Berathungen herbeizuführen, ift jo ſchwierig, 
daß, wenn wir dieſe Frage nicht aus dem Geſetze laſſen, in der That zu 


den ernſteſten Bedenken für das Zuſtandekommen des Geſetzes Veranlaſſung 


gegeben iſt (Beifall rechts). 


Abg. Köhler: Ich kann nicht zugeben, daß die Regelung des Auf⸗ 
Faden nicht in dieſes Geſetz gehört. Da wir uns überhaupt mit dem⸗ 
elben dan er ſo können wir auch die Grenzen feſtſetzen, auf die es 

8 finden ſich übrigens mehrere derartige einzelne Beſtim⸗ 
mungen in dieſem Geſetz. Wenn der Miniſter ſagt, der 8 


1 7 ſei unannebm⸗ 
bar, fo bat er damit hoffentlich nicht fein letztes Wort gesprochen. 


aragraph hat den Zweck, dieſe Materie einheitlich für die ganze Monat 

zu regeln, und das iſt doch gewiß ein Vorzug. Das weſentlichſte Moment 

gegen den Vorſchl ag des Abg. v. Huene iſt, daß wir den politiſchen Streit 

nicht in die Selbſtverwaltungslörperſchaften bineintragen wollen. Das war 

drr rothe Faden, der Hi durch die Verhandlungen der Commiſſion zieht. 

Wenn wir in Hannover jo günſtige Erfahrungen mit der Selbſtverwallung 
emacht haben, jo verdanken wir es lediglich dem Umſtande, daß wir dieſen 
rundſatz ſtets aufrecht erhalten haben. 


ll 3 


Abg. Windthorſt: Ich begreife nicht, warum Grumbrecht daran An⸗ 


ftoß nimmt, daß ich geſagt habe, er ſpreche mit Rückſicht auf die Regierung. 
Ich bin in der That der Meinung, daß er der eigentlichen R 
partei angehört. Das iſt eine ehrenvolle Situation und darf ihn nicht ver⸗ 
letzen. Daun war es mir auch nicht zweifelhaft, daß der Antrag Köhler 
ein ſogenannter Comp romiß ſei. Was ferner die Behauptung betrifft, daß 
ich in Hannover in der Lage geweſen ware, für das Beſtätigungsrecht eins 
zutreten, ſo erinnere ich daran, daß ich Juſtizminiſter war, alſo gar nichts 
damit zu thun hatte. So viel ich mich erinnere, habe ich nie Gelegenheit 
gehabt, über das Beſtätigungsrecht zu ſprechen; wo ich als Beamter Gele⸗ 
genbeit hatte, an Beſtätigungen mitzuwirken, habe ich es ſtets im Sinne 
der Beſtätigung gethan. Dafür find Zeugen vorhanden. Daß ich anders 
in der Oppoſition und anders als Regierungsmuüglied geſprochen babe, iſt 
eine allgemeine Behauptung ohne Beweis. ? 
ch war in Bezug auf das Beſtatigungsrecht damals ſo fpröbe wie 
beute. Die ganze Geſchichte des Beſtätigungsrechts zeigt in Preußen die 
Vergewaltigung der jemaligen Regierung gegen die anderen Parteien. Ich 
beſtreite, daß unter König Georg V. in Hannover ſolcher Mißbrauch der 
Beſtätigung vorgekommen ift, wie in Preußen, denn unter ſeiner Regierung 
ſind ja alle ſhaßpdaen der liberalen Partei in Aemter gelang, Es kommt 
mir vor, als halte man die Gemeinden für abſolut unfäbige Weſen; glaubt 
man ibnen nicht die nöthige Umſicht bei der Wahl ihrer Beboͤrden zutrauen 
u können, jo darf man ihnen überhaupt nicht das Recht der Wahl geben. 
er Antrag von Hüne beabſichtigt nur eine gründliche contrabictoriſche 
Prüfung bei Nichtbeſtätigungen nöthig zu machen, die 1 5 Eutſcheidung 
bleibt ja immer dem Miniſter. Um ſeine Methode zu recht 
Miniſter geſagt, in Conflictszeiten ſehen ſich die Dinge anders an und wir 
ſeien Schuld, daß wir die Sache dom einſeitigen Parteiſtandpunkte bes 
trachten. Wagt der Miniſter etwa zu bebaupten, daß die 
diefem Kampfe aber den Parteien ftebe? Sie bat ae 
feindlichen Parteien und Tampft mit den ſcharſſten Waffen. Ich brauche 
nur wieder auf den Artikel in der „Propinzial⸗Correſpondenz binzuweiſen. 
Die Regierung ftebt unferer Partei als Partei gegenüber. Der Unterſchied 
liegt nur in der Macht, ſie behält ſich den * vor, mit dem ſie uns 
jeden Tag peinigt. Der Miniſter meint, — ie Bat politiſche Momente 
in die Selbſtverwaltung bineinbringen. Eine Beſtäti ung Üt gar nicht 
Gegenſtand einer politiſchen, ſondern einer communalen Erwägung und 
5 die Regierung ift es, die unnötbig politiſche Momente in dieſe Frage 
ineinträgt. E } ; 

Der Minifter hat auch zu dem Mittel e das bei ſolchen Gelegen⸗ 
beiten immer eine Rolle ſpielt, daß die Geſetze aufrecht erhalten werden 
müßten. Darüber beſtebt kein Zweifel, es iſt aber etwas anderes, jemand 
die Bestatigung zu verſagen, wenn offenbare Handlungen vorliegen, aus 
denen berborgebt, daß er die Geſetze nicht befolgt, oder ihn einer Inquiſillon 
zu unterwerfen und fogar zu forſchen, ob er die Geſetze auch gern beiolgt, 
wie man dies an meinem Nachbar (dem Abg. Kaufmann) fieht- ſcheue 
mich nicht es nochmals auszusprechen: alles wird beſtätigt, nur die Katho⸗ 
liten nicht! Gewährt man uns dagegen nicht einigen Sant, dann bleibe 
man uns lieber mit der ganzen Selbſtverwallung vom Halſe, dann liegt 
mir nichts an dem Zustandekommen des Geſetzes; ich warte lieber eine Zeit 
ab, bis es wieder möglich iſt, verſtändige Geſetze zu machen. 

Miniſter Graf zu Eulenburg: Den Vorwurf des Abgeordneten 
Windthorſt, daß er ſich einer Parteiregierung gegenüber befinde, muß id 
auf das Allerbeſtimmteſte zurückweiſen. Wenn der Vorredner darunter 
lediglich verſtebt, daß die Regierung eines großen Staates beſtimmte po⸗ 
litiſche Ziele verfolge, ſo würde darin kein Vorwurf liegen; bie Regierung, 
welche ſolche Ziele nicht hätte, würde ein center dg ohr fein.” Die 
Worte des Abgeordneten Windtborſt batten aber 990 edeutung, daß die 
Regierung von ihrer Machtbefugniß parteliſch Gebrauch mache. (Sehr 


egierungs⸗ 


ertigen, dat der 


* 


Meinungs differenzen zwiſ 


* 8 


nichtig! im Centrum.) Der Beweis dafür iſt nicht geifet und kann nicht 


eliefert werden. (Widerſpruch im Centrum. Beifall rechts) a 
u Abg. Windtborſt (perſönlich): Ich muß meine Bemerkung in dem 
Sinne, wie fie gemeint war, aufrecht erbalten: Die Regierung habe bes 
ftimmte Ziele und ſei deshalb eine Partei; die ' 
die Intereſſen, die wir vertreten, unter die Füße zu treten, und um dies 
u erreichen, nimmt ſie optima fide zu jedem geeignet ſcheinenden Mittel 
Uuftu 

ve — Abſtimmung wird darauf der Antrag von Hüne mit 
216 gegen 159 Stimmen abgelebnt; für denſelben ſtimmen die Seceſ⸗ 
Aoniften, Fortſchrütt und Centrum, gegen denſelben die Conſervativen, Freir 
conſervatiden und Nationalliberalen. — In einer ferneren namentlichen 
Abstimmung wird dagegen 87 mit 225 gegen 147 Stimmen aufrecht er⸗ 
balten; gegen denſelben Be nur die Conſervativen, die Freiconſerva⸗ 
tiven und der Abg. Gneiſt. g Bei 

Zum $ 10, 55 welchem der Bezirksrath beſchließen ſoll, bei Meinungs: 
verſchiedenbeiten zwiſchen dem Gemeindevorſtande und der Gemeindevertre⸗ 
tung, ſtellt der 5 d. Liebermann den Antag, die in zweiter Leſung 
auf den Vorſchlag des Abg. Hobrecht gestrichene Beſtimmung, daß auch 
zwiſchen dem Bürgermeister und dem collegialiihen 
Gemeindevorſtande dieſer Behandlung unterliegen ſollen. Der Miniſter 
Graf zu Eulenburg und der Abg. v. Liebermann erklären ſich für 
dieſen Antrag, der namentlich für die kleineren Städte unentbehrlich ſei. 

Die Abgeordneten Hänel und Hobrecht vertbeidigen dagegen 
die Beſchlüͤſſe der zweiten Leſung und auf den Antrag des erſteren 
beſtatigt das Haus dieſelben und fügt dem § 10 noch die Beſtimmung hin⸗ 
zu, daß jedes Beanſtandungsrecht des Bürgermeiſters gegen Beſchlüſſe des 
eollegialiihen Gemein devorſtandes, ſoweit es nicht nach 8 8 auf Grund 
einer Geſetzes⸗ oder Competenzüberſchreitung ausgeübt wird, beſeitigt ſei. 

Die 88 11—16 dieſes erſten Titels werden ohne weitere Debatte nach 
den Beſchlüſſen der zweiten Leſung angenommen und die weitere Berathung 
des Geſetzes auf Freitag 1 Uhr vertagt. 


— — 


lichen Schauſpielhauſe. (R 

O Berlin, 20. Jan. [Volkswirthſchafts rath. — Ueber 
ſicht der an die Bundesſtaaten überwieſenen Münzen.] 
Der Volkswirthſchaftsrath wird vorausſichtlich zum 27. d. M. berufen 
werden. — Der Reichskanzler hat dem Bundesrath eine Nachweiſung 
überreicht, welche die den einzelnen Bundesſtaaten bis Ende December 
1880 überwieſenen Beträge von Reichs⸗Silber⸗, Nickel⸗ und Kupfer⸗ 
münzen aufſtellt. Hiernach war der Betrag der Fünfmarkſtücke an 
ſämmtliche Bundesſtaaten 71,653,095 Mark (Preußen 40,635,170 
Mark); an Zweimarkſtücken 101,026,942 Mark (Preußen 63,024,676 
Mark); an Einmarkſtlcken 152,211,435 Mark (Preußen 74,660,006 
Mark); an Fünfzigpfennigſtücken 71,486,552 M. (Preußen 47,817,020 
Mark); an Zwanzigpfennigſtücken 27,909,422 M. 80 Pf. (Preußen 
9,507,252 M. 60 Pf.); an Zehnpfennigſtücken 18,187,800 Mark 
70 Pf. (Preußen 8,638,987 M. 20 Pf.); an Fünſpfennigſtücken 
9,678,633 Mark 75 Pf. (Preußen 4,571,753 M. 75 Pf.); an 
Zweipfennigſtücken 3,975,107 Mark 44 Pf. (Preußen 2,215,653 M. 
78 Pf.); an Einpfennigſtücken 2,595,722 Mark 83 Pf. (Preußen 
1,216,539 M. 72 Pf.), zuſammen allen Bundesſtaaten 458,724,711 

Mark 52 Pf. (Preußen 252,287,059 Mark 55 Pf.). 
verein.] Zum 1. Juli d. J. werden die Vereinigten 
en * dem Weltpoſtverein beitreten. Dieſer An⸗ 
ſchluß bat in Folge beſonderer Schwierigkeiten, welche in der Tranſitfrage 
bezüglich des wichtigen Verkehrs über die Landenge von Panama be⸗ 
ründet waren, längere Verhandlungen erfordert. Im Weiteren iſt der 
eitrüt Chilis auf den 1. April d. J. keck eg: find verſchiedene 
britiſche Colonien im Weltmeere zur ufnabme bereit angemeldet. 
Der Verein wird alsdann ein Gebiet von rund 81,550,000 Quadratkilo⸗ 
meter mit etwa 783 Millionen Bewohnern umfaſſen. Außerhalb des 
Vereins befinden ſich at nur noch Bolivien, Paraguay, einige minder be⸗ 
deutende Republiken Central⸗Amerikas, das Capland und die auſtraliſchen 
Colonien. „Nothing in my opinion — ſagt der General⸗Poſtmeiſter der Ver⸗ 
einigten Staaten in ſeinem letzten Jahresbericht, welchem wir dieſe Notizen 
entnehmen — has contributed so much to a state of universal peace and 
amity, or to promote civilization and to disseminate truth and correct 
principles; it is a long step forward in the onward march of human 
progress.“ Und er läßt dieſen Worten alsbald die That folgen, indem er 
einen Geſetzentwurf zur Einführung der Packet⸗Poſt in den Vereinigten 
Staaten in Ausſicht ſtellt, damit denſelben der Beitritt zu dem vor Kurzem 
in Paris abgeſchloſſenen internationalen Vertrage über die Einführung des 

Packet⸗Poſtdienſtes in den Weltpoſtverein ermöglicht werde. 


Provinzial-Zeitung. 


Breslau, 17. Januar. [Schleſiſcher Proteſtanten⸗Verein.] Der 
Reformirieh des Chriſtentbums lautete das Thema, über welches Herr Paſtor 
Dr. Späth beute Vortrag hielt. Von der Thatſache ausgebend, daß das 
Cbriſtenthum die geiſtige Macht einer Umgeſtaltung ſei, faßt Redner das 

ſteutbum ins Auge und zeigt, daß 


äußeres Ehriſten 
Verhältniſſe zu einander ſtehen. Er zeigt dies an dem L 


einzelne Pflichten auf, ſondern iſt die 
ſellſchaft zu beben, raſtlos zu berfittlihen und der Vervollkommnung ent⸗ 
W m Heide Gottes wirken die Onabenermefungen mit 
ollendun 

des Gottesreiches iſt nur als ber Me ; Ghent en Wege zu perwiellichende 
und in jittlicher Bollenbung der Menſchheit gipfelnde alien e wie die 


Regierung hat das Ziel, 
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Triebe volllommen zu werben, ift die Aufgabe des Reiches Gottes. Das 
Cbriſtenthum beraltet nicht, wird auch keiner höheren Religionsſtufe Platz 
machen; in dem feines Zieles bewußten Idealismus ift eine raſtloſe Trieb: 
kraft gegeben, das Widerſtrebende auszuſcheiden und alles Weſensverwandte 
anzunehmen. Es liegt im Weſen des Chriſtentbums als der abſoluten, 
nicht überſchreitbaren Religion, daß keine zeitliche Form deſſelben als ſeine 
vollendete Darſtellung gelten kann; das bocherhabene Ziel treibt als ein 
nur relativ erreichbares, immer wieder zu neuen ſittlichen Anſtrengungen. 
— Redner zeigt im Weiteren, daß im Cbriſtenthum die weſentlichen Bedin⸗ 
gungen eines gefunden Fortſchritis liegen. Das Vorwärtsdrangen iſt nicht 
etwas ſpecifiſch Christliches, vielmehr eine Mitgabe der menſchlichen Natur: 
das Geiſtesleben der Menſchheit trägt den Trieb der Entfaltung in ſich; 
der Naturprozeß verläuft in feſter, unwandelbarer Form; auf geiſtigem Ge⸗ 
biete tritt die Selbſtbeſtimmung und freie Geſtaltung als Factor ein. Sie 
verliert den ſtreng geſetzmäßigen Charakter und wird zur ideellen Verwirk⸗ 
lichung der ſittlichen Idee. Der geſunde Fortſchritt, der ſich bewußt voll⸗ 
ziehen ſoll, bat zwei unerläßliche Vorausſetzungen; erſtens muß er ſich mit 
dem geſchichtlich Gewordenen auseinanderſetzen in der Weiſe, daß er nicht 
auf eine Stelle etwas abſolut Neues und Anderes ſetzen, ſondern auf 
Grund deſſelben weiter bauen will, daß nichts geopfert wird als das Ab⸗ 
gelebte. Dahin treibt nur das Cbriſtenthum, indem es die Pietät weckt. 
Es bewahrt dor dem rohen Radicalismus, welcher den Anſchluß an die 
Geſchichte ignoriren und jeden Augenblick reinen Boden machen will, um 
von vorn anzufangen. Zweitens bedarf der geſunde Fortſchritt eines lei⸗ 
tenden Gedankens, der im Menſchen zur Triebkraft wird und ibn mit Be⸗ 
geiſterung erfüllen kann. Der chriſtliche Geiſt drängt darauf, daß der Fort⸗ 
ſchritt ein organiſcher fi und jede Reform den organiſchen Charakter wahre: 
daraus folgt, daß auf christlichem Boden das Erhalten nichts weniger iſt 
als der ausſchließende Gegenſatz zum Erneuern, daß vielmehr bei 
normalen Verbältniſſen Erhalten und Erneuern ſich ergänzt und durchdringt. 
Anders iſt es, wenn wir uns auf den Boden der rauhen Wurlichkeit ftellen. 
Da find die Uebergänge vom Alten zum Neuen nicht fo glatt, ſondern oft 
enug von ſchneidender Schärfe. Nicht ſelten handelt es ſich um einen 

ampf auf Leben und Tod, der von den Vertretern des Alten als Revolution 
empfunden und verurtheilt wird. Redner erinnert an den Kampf Jeſu 
mit den Repräſentanten feiner väterlichen Religion. Beim Conſervnen von 
Ausgelebtem entſteht da, wo der babnbrechende Genins rein und energiſch 
auftritt, ein Bruch, der das Neue nur unter ſchweren Kämpfen zu eigen⸗ 
übümlicher Geſtaltung gelangen läßt. Aber gewohnlich treten die Reform⸗ 
beſtrebungen in einer gewiſſen Einſeitigkeit auf, das Berechtigte im Alten 
verlennend, und fo rufen ſie eine Gegenſtrömung bervor, welche in ähn⸗ 
licher Weiſe das Berechtigte im Neuen zu verkennen pflegt. Gleich gefähr⸗ 
lich iſt die Vernachläſſigung oder gewaltſame Unterdrückung jedes der beiden 
Triebe, des Erhaltungs⸗ und des Reformtriebes. Das Chriſtenthum trägt 
beide Factoren des geiſtigen Lebens in ſich und treibt zur Verbindung und 
gegenſeitigen Anerkennung, woraus hervorgeht, daß das Lebenselement der 
chriſtlichen Religion für die Entwickelung der Menſchheit unentbehrlich iſt. 
Der Vortragende zeigt im Ferneren die Wirkungen des Reformtriebes des 
Cbriſtenthums in der Geſchichte. Oft trat der chriſtliche Geiſt da am reinſten 
auf, wo die Kirche mit Bann und Verfolgung den Abfall ſtrafte; oft wurde 
das Cbriſtenthum in der Kirche bis zur Unkenntlichkeit entitellt; die Kirche 
ließ jeder Zeit den Reformtrieb in dem Maße ruhen, in dem ihr der chriſt⸗ 
liche Geiſt verloren ging, In den erſten drei Jahrhunderten trat der 
Reformtrieb mit größter Entſchiedenheit auf, wie der Kampf der wenigen 
Ebriſten mit dem großen Heidenthum zeigt. Gegenüber dem beidniſchen 
Volksleben und Staatsweſen konnte von Reform keine Rede fein; aber der 
Reformtrieb fand innerhalb der chriſtlichen Gemeinde Angriffspunkte genug; 
man pflegte ein neues ungelanntes Band, das Band der Liebe, und legte 
damit den Grund zu einer Neugeſtaltung des Familienlebens und der Ge⸗ 
ſellſchaft; man reſpectirte den heidniſchen Staat mit feiner Obrigkeit, genügte 
der Bürgerpflicht, nur nicht Anſprüchen, welche eine Betheiligung an un: 
göttlichem Weſen verlangten. Das Cbriſtenthum eignete ſich allmalig 
Lebensformen an, welche die vorchriſtliche Welt, die heidniſche und Genes 
producirt batten: dazu wirkte ganz beſonders mit die Erhebung des Chriſten⸗ 
tbums zur Staatsreligion im römiſchen Reiche. Der Geiſt des Chriſten⸗ 
tbums wurde durch den Katbolicismus berabgebrüdt, womit feine welt⸗ 
vereinende Kraft und fein Reformtrieb ſich abſchwachte. Trotz ihrer Ver⸗ 
weltlichung gingen von der katholiſchen Kirche ſittlichende Einflüſſe aus; 
aber die Kirche erwies ſich je langer je mehr einer fundamentalen Erneuerung 
bedürftig. Das religiöſe Leben erſtarrte in feſten Formen; das Nichtchriſt⸗ 
liche im Chriſtenthum gewann die Oberhand, erdrückte und erſtickte den 


chriſtlichen Geiſt; dadurch aber bewies die katholiſche Kirche das Reform⸗ M 


bedürfniß und hörte auf, erneuernde Einflüſſe zu üben; verhängnißvoll 
war dabei der Anſpruch derſelben, als die mit göttlicher Autorität 
gusgeſtattete Anſtalt anerkannt zu werden; denn als unmittelbar gött⸗ 
liches Inſtitut iſt fie weder einer Reform bedürftig, noch fähig. Seit 
die katboliſche Kirche im e den Reformtrieb des Chriſten⸗ 
tbums zum weltgeſchichtlichen Gegner bat, iſt zäheſtes Feſtbalten am 
Ueberlieferten, ſoweit nicht die Steigerung ihrer Anſprüche, wie im 
Unfehlbarkeitsdogma, in Frage kommt, ihr eigentliches Lebensgeſetz; 
was der Reformtrieb des Ebritentbums auf dem Boden des Proteſtantis⸗ 
mus aud bat, für das fehlt ihr das Verſtändniß; fie hat dafür nur 
Bann und Verdammung. Als der Bann eines entgeiſteten und verdor⸗ 
benen Kirchenthums in der Reformation in den chrſſtlichen Nationen des 
Abendlandes tbeilweiſe gebrochen war, da war der Reformtrieb feiner 
lee ledig, und ein friſcher vorwärtsſtrebender Hauch ließ ſich in den ver⸗ 
chiedenſten Gebieten des Lebens ſpüren. Das ſiſtliche Bewußtſein läuterte 
ſich, der Staat wurde ſich ſeiner hoben Bedeutung als göttliche Ordnung 
bewußt und gewann an Macht. Wiſſenſchaſt und Kunſt gewannen einen 
ganz anderen Charakter. Nicht in Weltflucht und Weltverachtung wurde 
das Ideal der Frömmigkeit geſucht, ſondern in arbeitſamer Frömmigkeit, 
welche friſch ins Weltleben bineingreift. Der raſtloſe Trieb nach vorwärts 
iſt echt proteſtantiſchen Urſprungs und wird ſich als Frucht der Reformation 
erhalten. Das Reformbedürfniß der Gegenwart macht ſich nirgends ſtärker 
geltend, als auf ſocialem Gebiete. Die Ueberzeugung iſt zur herrſchenden 
geworden, daß Einrichtungen zum Schutze der lümmerlich um ihre Exiſtenz 
tingenden Klaſſen ſeitens des Staates nicht entbehrt werden können; fo 
berechtigt dieſer Anſpruch iſt, fo iſt doch ebenſo nöthig, daß das Individuum 
mit ſeinen Anſprüchen ſich dem Wohl des Ganzen unterordne. Eine Löſung 
der Schwierigkeiten durch ſtaatliche Mittel allein würde unfehlbar zur Auf⸗ 
. der individuellen Freiheit führen. Der Schwerpunkt der ſocialen 

eſtre 1 muß in die ſittliche Sphäre verlegt werden. Nur die von 
ttlicher Kraft getragene ſociale Bewegung kann zu beſſeren Zuſtänden 
übren, wozu das Chriſtenthum ſich als die reformirende ſociale Macht 
darbietet. Es 175855 den idealen Gemeingeiſt, der nicht ertragen kann, 
wenn ein Glied leidet. Redner ſchließt mit dem Wunſche, daß die lirch⸗ 
lichen Parteien wetteifern mögen in der Pflege chriſtlicher Geſinnung und 
im Wecken chriſtlichen Gemeingeiſtes; insbeſondere möge die vielgeſchmäbte 
liberale Richtung es mit der That beweiſen, daß es ihr nur darum zu thun 
iſt, ein lebenskräftiges Chriſtenthum zu pflegen. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 
Kiel, 20. Jan. Durch den anhaltenden Schneeſturm ſind ſehr 
erhebliche Verkehrsſtörungen herbeigeführt, der Betrieb der Eiſenbahnen 
im öſtlichen Holſtein iſt unterbrochen, die Poſten aus Dänemark ſind 
ausgeblieben. Man befürchtet Hochwaſſer. 

Nom, 20. Jan. In hieſigen maßgebenden Kreiſen nimmt man 
an, das Miniſterium könne unmöglich zugeben, daß — wie auswär⸗ 
tige Blätter melden — Garibaldi auf dem hier abzuhaltenden demo⸗ 
kratiſchen Meeting als Vertteter der Irredentiſten in Trieſt auftrete. 

London, 20. Jan. Unterhaus. Dilke antwortet Bourke, daß 
die Mächte noch behufs Sicherung einer friedlichen Löſung in der 
griechiſchen Frage unterhandeln. Der Antrag auf ein Schledsgericht 
wurde fallen gelaſſen und auf die neue Note der Pforte eingegangen. 
Es ſei jetzt unmoglich zu conſtatiren, welche weiteren Schritte aus 
den Deliberationen der Mächte reſultiren werden. — Adreßdebatte. 
Das Haus lehnte Dawſons Amendement mit 274 gegen 36 Stimmen 
ab. Okelly beantragte darauf einen neuen Zuſatz, betreffend die Ver⸗ 
bürgung der Verfaſſungsrechte für Irland. Die Debatte dauert fort. 
— Cavendiſh erklärt, es unterliege keinem Zweifel, das jüngſte Feuer 
im Londoner Zollamt ſei das Werk einer Brandſtiftung. Die Unter⸗ 
ſuchung iſt eingeleitet. 

Dublin, 20. Jan. Prozeß Parnell. Der letzte Vertheidiger der 
Angeklagten beendete heute unter ſtürmiſchem Beifall des Publikums 
ſein Plaldoyer. Der Subſtitut des Staatsanwalts wiederlegte ſeine 


Argumente. Der Vertheidiger forderte die Jury auf, durch ihr Verdick 
Zeugniß dafür abzulegen, daß der Socialismus in dem vereinigten 
Königreich keinen Fuß faſſen ſolle. 

Köln, 20. Jan. Die engliſche Poſt vom 19. Januar früh, planmäßig 
in Verviers um 8 Uhr 21 Min. Abends, iſt ausgeblieben. 
wetter im Canal. 


Trieſt, 20. Jan. Der Lloyddampfer „Jupiter“ iſt beute Vormittag aus 
Konſtantinopel bier eingetroffen. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen Nachrichten. 

. T. B.) Paris, 20. Jan., Abends. [Boulevard.] 3% Rente —,—. 
Neueſte Anleihe 1872 120, 36. „Türken 13, 07. Neue Egyptier 358, —. 
Banque ottomane — —. Italiener 87, 65. Chemins —, —. Oeſterr. 
Goldrente 76, 25. Ungar. Goldrente 93%. Spanier exter. —, —, inter. 
5 Staatsbahn —, —. Lombarden —, —. 1877er Ruſſen — —. 
Türkenlooſe 48, 75. Türken 1873 —, —. Amortiſirbare —, —. Orient⸗ 
Anleihe —, —. Pariſer Bank —. Feſt. 5 

Frankfurt a. M., 20. Jan., Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 
Courſe.] Londoner Wechſel 20, 422. Pariſer Wechſel 80, 60. Wiener 
Wechſel 172, —. Köln⸗Mindener Stamm⸗Actien 149%. Rheiniſche Stamm⸗ 
actien 160%. Heſſiſche Ludwigsbahn 94%. Köln⸗Mind. Prämien⸗Autd. 
129%. Reichsanleide 100%. Reichsbank 145%. Darmſtädter Bank 145 ,. 
Meininger Bant 95. Oeſterr.⸗Ungariſche Bank 704, 50. Creditactien *) 
251%: Silderrente 63%. Papierrente 62%. Goldrente 75%. Ungariſche 
Goldrente 93%. 1860er Looſe 123. 1864er Looſe 311, 00 Ungariſche 
Staatslooſe 214, 60. Ungar. Oſtbahn⸗Obliggt. II. 86%. Böhmifhe Weſt⸗ 
bahn 216%. Eliſabetbbahn 1721. Nordweſtbahn 160%. * 24144, 
Franzoſen“) 23644.  Lombarden*) 87%. Italiener — — 1577er Ruſſen 
93%. 1880er Ruſſen 74. II. Drientanleibe 60%.  Gentral-Bacific 11344. 
Elbthal —. Lothringer Eiſenwerke —. Privat⸗Discont — pCt. Ungariſche 
Papierrente 69. Schluß beſſer. 

Nach Schluß der Borſe: Creditactien 251%. Beampofen 236%. Galizier 
241%. Lombarden — —. Ungar. Goldrente —. 1880er Rutien — — 
U, Orientanleide — —, III. Orientanleide — —. Oeſterr.⸗Ungar. Bank — 

*) per medio reſp. ver ultimo. 
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Hamburg, 20. Jan., Nachmittags. 15 ⸗Courſe.] Preuß. Iproc. 
Conſols 100%, Hamburger St.⸗Pr.⸗A. 125, Silberrente 63%, Oeſt. Gold⸗ 
rente 75%, Ung. Goldrente 93%, Credit⸗Actien 251%, 1860er Looſe 12876, 
Bransofen 593, Lombarden 216, Italien. Rente 87%, 1877er Ruſſen 93%, 

Orieut⸗Aul. 58%, Vereinsbank 120%, Laurahütte 121%, Nordd. 161%, 
Commerzbank 122%. Anglo⸗deutſche 75, 5% Ameritanithe 93%, Rhein. 
Eifenkahn 160%, do. junge 154%, Berg.⸗Maärk. de. 114, Berlin-Hamburg 
do. 231. Altonas@iel do. 1554. Bisconto 3%, Matt. 

ende Discontobank⸗Actien wurden heute in Poſten zu 109% — 109, 
gehandelt. K 

Hamdurg, 20. Jan., Nachmitt. [Getreidemarkt.] Weizen lece unver⸗ 
ändert, auf Termine ruhig. Roggen Ioco unverandert, auf Termine ruhig. Weizen 
per Januar 208 Br., 206 Gd., pr. April⸗Mai 210 Br., 209 Gd. Roggen 
or. Januar 198 Br., 197 Gb., vr. April⸗Mai 191 Br., 190 Gd. Hafer 
und Gerſte unverändert. Rüböl matt, loco 55, 00, pr. Mai 55, 00. Spiritus 
matt, per Januar 46, 00 Br. per Januar⸗Februar 46, 00 Br., per Februar⸗ 
März 46, 50 Br., per April⸗Mai 46, 00 Br. Kaffee ſtetig, Umſat 2500 Sack. 
Petroleum ruhig, Standard white loco 8, 70 Br., 8, 50 Gd., pr. Januar 
8, 50 Gd., pr. Februar⸗März 8 50 Gd. Wetter: S 

Poſen, 20. 
52, 60, pr. April⸗Mai 53, 00, G 


ek. 40,000 Liter. Behauptet. 


Liverpool, 20. Jan., Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht. 


Muthmaßlicher Umſetz 7000 Ballen. Unverändert. Tagesimport 
Ballen egypliſche. Middl. amerikaniſche Februar⸗März Lieferung 8 ¼% D. 
Liverpool, 20. Januar, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schluß oericht.) 
Umſatz 7000 Ballen, davon — Speculation und Export 500 Ballen. 
an e amerilauiſche Februar⸗März⸗Lieferung 6 ½½3, Mai⸗Juni⸗Lie⸗ 
erung 6 ½ D. 
Ver, 20. Januar, Vorm. 11 Uhr. [Productenmarkt.] Weizen loco 


flau, 10 billiger, auf Termine flau, pr. Frübjabr 11, 22 Gd., 11, 27 Br. 


Hafer per Frühjahr 6, 40 Gd., 6, 45 Br. Ma 

5, 98 Br. Kohlraps —. — Wetter: Milde. 
Paris, 20. Jan., Nachmittags. [Productenmarkt.] (Schluß bericht.) 

Weizen behauptet, pr. Januar 28, 50, pr. Februar 28, 25, per März⸗April 


28, 10, per März⸗Juni 27,90. Roggen ruhig, per Januar 22, 25, ver März⸗ 


Juni 22, 50. eh! behauptet, ver Januar 61, 25, per Februar 61, 00, per 
Arz⸗ April 60, 25, per März⸗Juni 80, 00. Rübdl behauptet, ver Jan. 71, 75, 
ver Februar 72, 25, per März ⸗ April 73, 00, per Mai⸗Auguſt 74, 25. 
Spiritus ruhig, per Januar 61, 25, ver Februar 60, 75, per März⸗April 
60, 75, per Mai⸗Auguſt 59, 75. — Wetter: Milde. 


Baris, 20. Januar, Nachmittags. Rebzuger 88“ loco ruhig, 57, 00 


bis 57, 25. Weißer Zucker zubig, Nr. 3 per 100 Kar. per Januar 66, 10, 
U 


per Februar 66, 30, ver März⸗April 67, 25. 
London, 20. Januar, Nachm. Havannazucker Nr. 12 24. Träge. 
Antwerpen, 20. Januar, Nachm. [Getreidemarkt.] Schlußbericht.) 
Weizen ruhig. Roggen ſteigend. Hafer ſtill. Gerſte unverändert. 


7 1 7 12 uch Kenne 4 5, 12 280 [8 2 toleummarkt.) 
ußbericht.) Rafſinirtes. Tope weiß, loco ez. 0 
2260 bez, 23 Bro ber Män 22 Be. Aud. 7 Be den che 


Bremen, 20. Januar, Nachmittags. Petroleum ruhig. (Schluß dericht.) 
Standard wbite loco 8, 60 bez. u. Br., per Februar⸗April 8, 65 bis 8, 75 
bez. u. Br., per März —, per Auguſt⸗December 9, 70 Br. 


Handel, Induſtrie ꝛc. 


Berlin, 20. Januar. [Börſe.] Das Ereigniß des Tages bildete die 
längſt geplante und heute endlich vollzogene Einführung der Actien det 
Wiener Bankvereins durch die Deutſche Bank. Es will beinahe ſcheinen, 
daß der an Effecten⸗Ueberproduction krankende Wiener Platz allgemach 
unſere Börſe zur Ablagerungsſtätte ſeines gefährlichen Actienüberfluſſes 
beranbilden möchte. In voriger Woche mit der Unggriſchen Papierrente 
beglückt, welche heute nur noch ein Scheinleben friſtet, importirt man die 
Actien einer Bank, welche lediglich aus Nachahmungsſucht ihr Capital letzt⸗ 
hin nahezu verdreifacht hat. Die Einführung geſchah mit ziemlich großem 
Geräuſch, es bildete ſich ſchnell eine umfangreiche Gruppe, welche dem 
Neuling einen lauten Willkommen bereitete, ob die Größe der Umſätze den 
aufgewendeten Kraftanſtrengungen entſprach, will uns zweifelhaft erſcheinen. 
Der erſte Cours des Papiers ſtellte ſich auf 223 Mark (per Stück a 1 
Gulden mit 50 Procent Einzablung). Die Geſammthaltung der Börſe 
war eine ſchwache, obgleich man von der Wiener Vorbörſe ſehr feſte 


——, Saurabütte 122,25, Dortmunder Union 93 25, Bergiſche 11425 
Rumänische Rente 92,37, Türken 13.30, Italiener 87,90, r 


do. Eiſenbahn Coupon 171,70 bez., do. Papier 
min. 35 Pf. k. Wien, Ameril. Gold⸗Bol.⸗Bonds 4.185 bez., do. Eiſenb.⸗ 
Prioritäten 4,185 bez., do. Papier⸗Dollar 4,185 bez., 6% New⸗Norl⸗Ciw 
4,185 bez, Ruſſ. Central⸗Boden min. — Pf. Paris, do. Papier u. perl. min. 
75 Pf. t. Bet, Poln. . Warſchau, Ruf. 
Zoll 20,49 bez., 1822er Ruſſen —, Große Ruſſ. Staatsbahn — bez., Ruf. 

Warſchau⸗Wiener Comm. — bez., Warſchau⸗ 
3% und 5% Lombarden min. — Pf. Paris, Diverſe 


Grund: Un⸗ 
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an. Spiritus pr. Jan. 51, 30, pr. Febr. 51, 40, pr. März 


is per Mai⸗Juni 5, 95 Gd., 
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Berliner Börse vom 20. Januar 1881. 


Fonds- und Geldcourse. Wechs<l-Course. 


Deutsche Reichs-Ani. 4 100,50 ba Amsterdam 100 Fl. . 8 T. 3 168,48 ba 
Eonsolidirte Anleihe . 4½ 15,30 bz do do . 2 K. 3 | 167,75 da 
do, de. 1876 . 4 10,60 ba London 1 L str.. 8 T./3½ 20,2 bz 
Staats- Ar. 4 100,10 B 0 . 3 M1 3½ 20,286 bz 
Staats-Schuldscheine. 3½ 97,30 8 Paris 100 Fres. 8 T. 31% 80,65 br 
Präm.-Auleino v. 1885 3½ 150,90 bz de. ü A 31½ 80,25 bz 
Berliner Stadt-Oblig. . 4½ 103,90 bz Petersburg 100 SR. 36 210.65 da 
ſerliner 4½ 104, 10 bad de. 65. 3 M 6 209,18 ba 
( Fommersche .. . 31½ 90,0 b Warschau 1% sR T6 21100 bz 
2 do. X. 4 99,40 bz Wien 100 FI. 8 T 4 172.05 bz 
. 4½ 102,40 bz do 0. 2M. 4 |171,00 d 


Kurh. 40 Thaler-Loose 280,00 B 
Badische 35 Fl.-Loose 176,00 B 
Braunschw.Präm.- Anleihe 99,25 bz& 
Oldenburger Loose 151,69 @ 


Posensche neue. 4 | 99,70 bag 
Schlesische 


— 92522 
Ladechaftl. Centre 4 | 99,80 bz 


do. 
S (40. Lasch. Erd. 4½ — — 
2 ö 


Kur- u. Neumark. 100,00 8 


4 
& (Pommersche.. 4 100 00 G 
— Posens cho. 4 100,00 bz . 8 
Preussische ....4 100,00 @ 
3 \weatfäl. u. Rhein..4 100,20 bz Sover. 20,34 G Oest. Bkn. 172,05 bz 
Bichaisehe. . .». 4 10000 Napoleon 16.185 bz do. Silbergd. 171,75 bz 
4 Schlesische 4 100,20 bz periala — — Russ. Bkn. 211,40 bz 
Badische Präm,.-Aal, 175 en = 
! re 
ee g Elsenbahn-Stamm-Actien. 


10060 8 


do. Anl. v. 1875 J 
4 130,50 b 8 


4 
Cöln-Mind.Prämierssch. 3½ Divid. prof 1879; 1880 | 


Sächs. Rente von 1876 3 | 75,50 bz__ JAachen-Mastricht , 11 — 4 3400 beg 
> Berg.-Märkische. ‚| 44 — 4 114,40 bzB 
Hypotheken-Certificate. Gerin-Anbale ii. 5 = 1 1 1870 ben 
Krupp'scha partial Obl. 5 108,10 G Berlin-Drosden * Fe | 70 be. 
e ee e Feten : 
0. . V 8 
‚„Bk.-Pfb 4½ 101,70 ba Berl-Potsd.-Magde 4 — Mas 
re 2 do. 9510380 @ Werlin-Stottim . . .| 494 | 4a 25 118,9 den 
"Unkdbr. Cent.-Bod. Cr. 4½ — — Böhm. Westbahn. 6 — 2 A 
Kündbr. do. .(1872)5 105,80 bc jÄBresl-Freib..... 4, — — — 
do, rückbs.& 1% 111,80 8 Oöln-Minden. .: 6 1 7 —— — 
d. 40, de. 4½ 106,0 6 n 15 e 1 
Unk H. d. Pr. Bd. Ord.-B. 5 108,50 G — yo mar a 
Kündb.Hyp.-Schuld. do 5 102,50 0 e 
Hyp.Anth. Nord-G.-C. h 5 160,10 8 — a ia 
do. 40. Pfandbr. . 5 | 99,80 ben [Kranpr. Bu olfb.. 180 
Pomm. Hypoth.-Briefe 5 107,00 bzB ach menge . > En are — 
do. e i ges 13070 b ee Haiders] 6 5 6 1149,80 b 
— 1 rs e re Ladwien. 14 4 | 9446 b 
do. 2 Er- , 1 * Pr . 5 
J d l 4, 1006 520 L öbereel.. ODE 95 — 181 750 br 
do. 41), do, do. m. 110/41, 108.60 bzG erschl. 945 nach 
Meiningsr Präm.-Pfi.|4 121,00 G 0 de, 5 2 55 = 2 8458 08.4 00 
Pfbd l. Het Nd.-Or.-G.[5 — — 5 ern — un A Ba 26 I 
Schles Bodener.Pfadbr.|5 104.0 G — 9 — 755 16 eee 
0. do. 1% 104,0 bz ont. gu — — .) 2 8 ——— 
\ Süda, 0d. oed. Pla ‚18400 B Ostpreuss. „ b 1,2 
0. do. 4% 102,20 B es x 10 — 40 1 — bz 
Pr )- 5 0 — Bra) 
Ausländische Fonds. 9 Er 4 8 6%, = — 
Oest. Silber-B. 1. 1 h, 40 63,50 erbaG Änyoin Nabe. Bahr | 0 — 4 | 19,80 bd 
do, ll) | 63,50 B Rumän,Eisenbahn| 3%, | 31/5 4 | 58,00 bı@ 
do. Goldrente „...4 | 75,15 ba Schwein Westbahn 0 — 4 29.66 ba 
do. Papierrente 7% 62,30 G Stargard-Posoner | 4½ 4½ 4½ 103,30 ba 
do. Peer Präm,-Anl, 12310 Thüringer Lit, 4 alle — 417300 b. 6 
do. Can e 00.5 32900 ben | Warschau-Wien 112, 1 206,00 b. 
do. ‚Oredit-Loose a Weimar-Gera ,. [444 — 4½ 52,40 bz 


do. der Looao., 4 | fr. 311,70 br 
140 45. 4% 1145.00 br Eisenbahn-Stamm-Prloritäts-Adtien. 


do, 0. 5 | 
do, Orient-Aul. v. 1477/5 | 6056 bz fBerlin-Dresden . -| 0 1— s | 86,50 bag 
do. II. de. w.18785 | 60,75 ba Berlin-Görlitzer. .| 314 | — 6 | 8200 bz@ 
do, do. v. 18 95 | 60.50 bz Breslau- Warschau 0 — 43.00 bzG 
40. Engl. v. 1871. . 6 91, E Aalle-Serau-Gub. “ 3½ — 6 | 98,00 bad 
do, de. v. 1872. 5 | 91,70 B Kohlfurt-Falkenb. 9 — 6 50,75 b. 
de. Anleihe 1877. . 5 |! 96,30-40 bz | Wärkisch -Posener 5 — 5 /102,76 bz@ 
do, „ 1886, . 4 23.89.90 bz Nag ded.-Halberet. 3½ | 31, |31p| 89,30 » 
do, Bod.-Cred,-Pfäbr.|5 83,90 bzB 40. Lit. C. 5 |5 5 124,30 bad 
do, Oent.-Bod.-Cr.-Pfb. 5 | 79,00 G Marienburg-Mlawa 5 |— 5 89,25 6 
Russ,-Poln.chatz-Obi.|4 | 84.00 B Ostpr. Südbahn 5 — 5 | 89,60 bı@ 
Poln. Pindbr, III. Em.|5 65,25 bz Posen-Kreuzbnrg .| / | — 5 70,50 bad 
Poln, Liquid,-Pfandbr.|4 | 56.60 bzB I Rechte-O.-U.-B. 7310| — 5 14490 bad 
Amerik. rückz. P. 188116 p. I. J. r. 100, 10 Ramänler . 8 5 3 
do. 55% Anleihe 5 | 99,25 bacldSaal-B abn. 0 — 5 | 87,50 bd 
Ital. 50% Anleihe „..5 | 87,90 ba Weimar-Gera ...| 0 — 16 137,60 bzB 
Raad-Grazser 10 Thlr. L. 4 | 91,70 etbzB 
Rumänische Anleihe 8 10,0 ba Ba k- Pa lere 
R-män,Stants-Obligat.6 | 92,10 bz 0 piere. 
"Türkische Anleihe, , fr. 13,20 etbzB [Allg.Deut,-Hand.-G; 4 | — 14 | 80,00 G 
Ungar. Goldrente ,. 6 ! 93.80-40 bzB | gert. -Vor.| 890) — 4 |172,00 bzB 
do. Loose (M. p. Sf.) fr. 216.50 erl. Handels-Ges. SU hy 4 101,50 bad 
Ung. 50/8t.-Eianb.-Anl,\5 | 9040 etbaB Harl rden Hd n. 4, | — 4 | 78.00 ba 
Finnische 10 Thir.-Loose 50,70 B Braunschw. Bank 4 — 4 19150 B 
Loose 38,50 bz Bresl, Dise.-Bank. 51, | — 4 95,40 G 
4 Türken-Loose 99, Brosl. Wechslerb.| 8 | — 4 | 0860 G 
ä Coburg. Ored,-Bnk.| 5 — 86,00 B 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. Danziger Frie- Ak. 5 | — 14 111150 6 
Berg.Märk, Serie II.. 4½ 102,75 8 Darmst, Croditbk.] 9½ | — 4 146,26 bz 
o. III v.38 3½ 91,30 B Darmst. Zettelbk,| 5½ | — 4 106,90 bz 
do. do. VI. 111 104,00 G Dessauer Landesb,| 6½ | — 4 117 00 bzG 
da. Hess. Nordbahn 4½ 102,80 bz Deutsche Bank ‚| 9 — 4 146,10 bad 
Berlin-görlits conr, , 4½ 102,70 ba 40. Reichsbank 5 — 4½ 145,90 B 
do. ... 4½ 101% bzB do. Hyp.-B. Berl.] 6 — 4 90 bad 
do. Lit. „ 4½ 101, 2 bad Dise,-Oomm.-Antlı.| 10 — 4 17460 bz 
Bresl.-Freib, Lit, D, .|415/102,75 @ 0. alt.) 10 — 4 1175,25-75,00 
do. 40, Ga) — Genossensch.-Pnk.| 7 | — 4 11880 bz 
40. 40 B. 4½ 102 30 8 do. junge) 7 — 41 —— 
do. do 1.4% 10 30 8 Goth. Grunderedb.“ 5 — 44 90,5 B 
do. do. k. 4½ 102,40 8 „ junge 5 — 4 92.00 8 
do. von 16765 106,00 bz amd. Vereins-B.| 7 — 4 1— 
Breslau- Warschauer. 5 102,50 0 Haunov. Bank 4% — 4 103.00 bad 
Cöln-Min den III. Lit. A. 4 | 9990 B «önigsb.Ver.-Bnk) 5 — 4 95,75 6 
do. . Lit. B. 4½ — — Cudw.-B. Kwilecki| 4% | — 4 74.00 8 
do. .. . IV. 4 | 980 8 Leipz, Ored,-Anst.| 10 — 4 147.75 0 
do.. . . V. 4. 100,28 8 Luxemburg, Bank 10 — 4 136.8 bzB 
Halle-dorau-Guben ., 4½ 104,00 8 Magdeburger do, 5½ | — 4 113,00 G 
Märkisch-Posener . . 4½ 102 76 bz I ueininger do. — 4 90 B 
Niederschles- Märk. I. 4 100,25 B Nordd. Bank 10 — 4 1102.00 b 
do de. I. 4 | 99,50 G Nordd, Grunder.-B.| 0 — 4 | 54,40 bad 
de. ObLIwIN/4 [100,50 B Oberlansitzer BR “ — |4 86,75 8 
do. Obl. III. 4 100,25 B Oest, Ored.-Actior| 1114| — 4 04,80.503,0 
Ober:chlos, A. 499,80 Posener Pro.-Bank| 7 — (4 [115,50 bs 
Bü, Bis 23 — — br. Bod.-Or.-Act.-B. H — 4 | 9300 bad 
do. C. 4 90 % % fer. Cent- Bod. Ord. 9½ — ( 1124,00 ba 
do. Un 4 99.70 8 Preuss. Immob.- B. — 4 101 00 bz 
do. R. 3% 9190 B Jächs. Bank....|6 |— |4 119,10 bz@ 
40 2 al] — — Jchl. Bank-Vorein| 6 — 4 |106,40 ba 
do, reden 41 103,0 B Wiener Unionsbk.| 6 | — 4 42.0800 @ 
do. H. 44½ 103,70 B ee 
do. von 1873. Ja 99,80 8 In Liquid ation. 
do, von 1874. 4½ 103 25 8 


Centralb. f.Genoss.]| — — ftr. 11,00 6 
do. von 1879 41 ü Tagen PER Y 
— 8 15 Thüringer Bank | | E 130,00 bad 


4 
do, Brieg-Neisse - 4% 


104,60 B 
102.50 & 


do. Oosel-Oderb:5 | — Indu 

do. Stargard-Pogen - 4 99,50 G d strie-Paplere. 

do. o. U. Km. 4½ — — D. Eisenbahnb.-G | 0 — 14 5.10 bz 

do, do. III. EM. 4½% — — Hark. Sch. Masch. G 0 — 4 | 3450 bz 

do, Närschl.Zweb.| 3½ — — Sordd. Gummifab.| 1½ |— 44 41,76 

Ostprouss. Südbahn . . 4½ 102,25 B — 

" Rechte -Oder- Ufer-B. 415 10300 bz Pr.Hyp.-Vers.-Act. 2 — 4 86 90 0 
Schles v. Eisenbahn .. 4½ 103,25 bzB Ischles. Feuervers. 22 tr. 1120 6 
Charksw-Asow gar. 6 | %,75 B Bismarckhütte. . .|12 — 4 [115,00 beo 

do. do. inPtd,Ster!./5 | 92,00 bz Donnersmarkhätt,| 11g — 4 | 63.080 bzB 

Charkow-Kremen, gar.|5 | 95,60 bz Dortm Union, ..| 0 — 412,78 8 
do. do. in Pfd. Sterl% 5 | 92.00 @ do. St.- P. Lit. A.] 2 — 16 93.28 bz 
äsan-Koslow gar. 5 101,20 b2G onigs- u. Laurah.] 6½ fü 4 [121,75 bzB 
Dux-Bodenbach ....5 | 85,50 b»& Lauchhammer 0 — 4 | 33,80 bzB 
o. II. Emission.. 5 | 83,20 bz Aarlenhütte 4 — 4 71,00 b26 
Dur tr. 50,50 bz Oons, Bedenhütts .| 8 — 4 145,00 B 
Gal. Carl-Ludw.-Bahn. 5 | 89,10 ba do, Oblig.] 6 6 6 104.00 B 
do. de. neue 00 6 Zebl. Tohlenwerke— — 4 e. 113,25 0 
Kaschau- Oderberg. 5 | 78,25 bzG Schl,Zinkh.-Action| 5½ ũ œ.ͤ— 4 96,00 8 
do. Gold.- Prior. 5 | 92,20 bzG d Bt-Pr.-Act.| 5 — 141, 101,00 8 
Ung. Nordostbahn . 6 | 72,40 bz@ do. Oblig.| 5 5 5 107,00 B 
Ung. Ostbahn. 5 | 71,30 b2& foppeln. Portl. cem 4½ |— 467,25 B 
Lemberg -Czernowitz . 79,00 B Grosckowitzer dto.] 4 — 4 77,00 bra 
do. do, II. 5 84.00 bzG Tarnowitz. Berg. 0 — 14 | 76,25 bs@ 
do, do, III. 6 78,50 ba Vorwärtshätte. ..| 0 — 4 23,90 bz 
do. de, IV. 5 700 — 
Mährieche Grenz bahn 6 | 67,50 bzB IBreel. K.-Wagenb.| 3½ | — 480,50 8 
Mähr. Schl. Certralbahu fr, | 29,75 G do, ver.Oelfabr.| 2½ | — 4 | 83,40 bz 
Kronpr. Budolf-Bahn ‚5 | 84,10 bag do. Strassenbahn] 6½ | — 4 [124,50 bz@ 
Oesterr.-Französische.|3 |3S1,40 bah Erdm. Spinnerei .| 0 — 4 —— 

0. o. II. ‚80 den IGörtütz, Eisenb.-B. 3 — 4 78,2 8 
do. südl. Staatsbahn 3 27478 bz Hoffm sWag.-Fabr| 2 — 4 83 0 8 
do. noue 274,% bak 0. Schl. Eisenb.-B | 0 — 4 48,78 da 
do. Obligationen |5 0 pad schl. Leinenind. 8 — 4 | 9,50 

Bumän, Mieenb.-Oblig. 0 100,0 ba do. Porrzellan . 2 — 4 31,00 8 
Warschau- Wien II. 5 103,6 Wimelmsh. MA, | 0 — 414 —— 
do. III. . . 5 103,00 B 
do. 1. 6 101,70 bz LT 
do. V., 5 101.50 bz Bank-Discont 4 pCt 
do, vL..5 102,10 6 Lombard-Zinsfuss ö pCt, 


Wien, 20. Jan. [Der Generalrath der öfterreihiih-unga: 
riſchen Bank] bat die Tagesordnung der Generalverſammlung — die 
ſich auf die ftatutenmäßigen Gegenſtände beſchränkt — jeſtgeſetzt und die 
Geſammtdotation der Direction in Wien pro 1881 auf 125 Millionen, die⸗ 
jenige der Peſter Direction auf 50 Millionen feſtgeſetzt, wovon, boͤchſtens 


mi. — Bi. Paths, Holländische min. — Pf. Auſtecban o 
2 . . Saft Mach, Lem Üitieil im Danlbenineldet bemenbel Werben bay 


. Die der x 
u früher zugeſtandene und bis Ende März d. J. dauernde Dota 
tionserhöhung don 2 Millionen wird durch die Feſtſtellung der Gefammt: 
dotation nicht berührt. Die ungariſche Papierrente und die Pfandbriefe der 
öͤſterreichiſchen Bodencreditanftalt werden zur Belehnung an ſämmtlichen 
Bankkaſſen zugelaſſen. 


London, 20. Januar. [Bankausweis.] Totalreſerve 12,914,000 Pfd. 
St., Notenumlauf 26,365,000 Pfd. St., Baarvorrath 24,279,000 Pfd. St., 
rege win 20,518,000 Pfd. St., Guthaben der Privaten 24,974,000 Pfd. 

t., Guthaben des Staatsſchatzes 4,664,000 Pf. St., Notenreſerve 11,812,000 
Pfd. St., Regierungsſicherbeit 14,353,000 Pfd. St. Procentverhaltniſſe der 
Reſerve zu den Paſſiven: 437% pCt. Clearingbouſe⸗Umſatz 186 Mill., gegen die 
eniſprechende Woche des Vorjahres Zunahme 42 Millionen. 


Berlin, 20. Januar. ( Probucten⸗ Bericht.] Seit heute Nacht iſt 
ſehr viel Schnee gefallen, dabei hat der Froſt nur wenig nachgelaſſen. Die 
Stimmung für Roggen war wieder recht matt und es baben Verkäufer ſich 
zu erneuten Conceſſionen bequemen müſſen, um Abſchlüſſe auf Termine zu 
Stande zu bringen. Der Abſatz für Waare blieb fo ſchwerfällig wie zuvor, 
wenngleich Eigner ſich gern hätten billiger finden laſſen. — Roggenmehl 
war mebr angeboten als begehrt und ſtellte ſich niedriger im Preiſe. — 
Weizen iſt fortdauernd vernachläſſigt; um verkaufen zu koͤnnen, hat man 
ſchlechtere Gebote acceptiren müſſen. — Hafer loco unverändert, Termine 
matt. — Rüböl iſt abermals billiger verkauft worden, ſchließt jedoch nach 
leidlich regem Umſatz eher einen Schein feſter. — Petroleum knapp auf 
Termine, aber nicht beachtet. — Spiritus, leidlich feſt 4 abr hat unter 
ſtärker bervortretendem Angebot bemerkbaren Preisdruck erfahren. 

Weizen loco 180-230 M. pre 1000 Kilo nach Qualitat geforvert. 
gelber märkiſcher — M. ab Bahn bez., defecter — M. bez., do. klammer mit 
ſtarlem Geruch — M. ab Bahn bez., geringer weiß polniſcher — M. 
ab Bahn bez. u. Br., fein weiß uckermärkiſcher — Mark ab Bahn bez. 
ver Jan. — Mark bez., per Januar⸗Febr. — M. bez., per April: Mai 
207—206 M. bez., per Mai⸗Juni 208— 207. M. bez., per Juni⸗Juli 209 
bis 208% Mark bez. Gekundigt — Centner. Kündigungspres — Mark. 
— Roggen loco 195 bis 210 Mark pro 1000 Kilo nach Qualität gefor 
dert, inländiſcher mit ſtarkem Auswuchs — Mark ab Bahn bez., inland. 
203 bis 208 Mark ab Bahn bez., fremder — M. ab Bahn bez., volniſcher 
mit etwas Geruch — M. ab Kahn bez., klammer inländ. 195—20) Mark 
ab Bahn bez., neu fein weiß galiz. — Mark ab Bahn bez., per Januar 
204203 Mark bez., per Januar⸗Februar — M. bez., per April⸗Mal 196% 
bis 195% Mark bez. u. Br., per Mai⸗Juni 192½ —191½ Mark Br., per 
Juni⸗Juli 185½—184 M. bez. Gekündigt 6000 Cir. Kündigungspreis 
203 M. — Gerſte loco 145 bis 200 M. nach Qualitat gefordert. — Hafer 
loco — M. pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, oſt⸗ und weſtpreußiſcher 
148—155 Mark bez., ruſſiſcher 147 — 153 M. bez., pommerſcher, mecklenburgi⸗ 
ſcher und uckermärkiſcher 153 bis 158 Mark bez., ſchleſiſcher 150—155 M. 
bez., boͤbmiſcher 150 bis 155 M. bez, fein weiß ruſſ. — Mark bez., new 
märkiſcher — M. 17 e — M. ab Bahn bez., fein weiß. mecklen⸗ 
burgiſcher 159 — 161 Mark ab Bahn bez., per Januar — M. bez., per Jan. 

ebruar — Mark bez., per April⸗Mai 152 Mark bez., per Mai Juni 152% 

ark bez., per Juni: Juli 153 Mark Br. Gekündigt — Cir. Kündigungs⸗ 
preis — M. — Erbſen, Kochwaare 178 bis 215 Mark, Futterwaare 162 
bis 177 Mark. — Weizenmehl pro 100 Kilo Br. unverſteuert incl. Sack 
Nr. 00: 30,00 bis 28,50 Mark, Nr. 6: 28,50 bis 27,50 Mark, Nr. 0 
und 1: 27,50 bis 26,50 Mark bez. — Roggenmehl pro 100 Kilo Br. uns 
verſteuert incl. Sack Nr. 0: 29,50 bis 28,50 Mark bez., Nr. O und 1: 28,25 
bis 27,25 Mark. — Petroleum loco pro 100 Kilo incl. Faß 29,3 M. bez., 
per Januar 28—28,7 M. bez., per Januar⸗Februar 27,3 Mark bez., per 
Febr. März 27 Mark Gd., per Februar — Mark bez., per März⸗April — 
gt bei per April⸗Mai 26,3 Mark bez. Gel. — Ctr. Kündigungspreis 
— Mar 


Spiritus loco ohne Faß 53,3—53—55,3 Mark bez., ver Januar 54,2 
bis 53,9—54 Mark bez., per Januar⸗Februar 54,2—53 9—54 Mark bez., 
per 1 — Mark bez., per April⸗Mai 55,2—54,7—54,8 M. bez., 
per Mai⸗Juni 55,3 — 54,9—55 M. bez, per Juni⸗Juli 55,7 —55,5—55,7 M. 
bez, per Juli⸗Auguſt 56,5—56,4—56,5 Mark bez., per Auguſt⸗September 
— Mark bez. Gelündiat — Liter. Kündigungspreis — Mark. 


Breslau, 21. Jan., 9% Uhr Vorm. Der Geſchäftsverkehr am beu⸗ 
tigen Markte war im Allgemeinen von keiner Bedeutung, bei mäßigem 
Angebot Preiſe unverändert. i 

Weizen, nur feine Qualitäten preisbaltend, per 100 Kilogr. e 
weißer 19,30 bis 20,90 — 21,80 Mart, gelder 18,30 —19,80 bis 20,80 Mart, 
feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 5 5 

Roggen in matter Haltung, per 100 Kilogr. 20,20 bis 20,80 bis 21,30 
Mark, Muse Sorte über Notiz bezahlt. N j 
Gerſte in 1 . Stimmung, per 100 Kilogr. 14,52 — 15,50 Mark, weiße 
16,20 bis 16,70 Dart, N 

Hafer ohne Aenderung, per 100 Kilogr. 12,80 —13,80— 14,40 bis 15,00 
Mark, feinſter über Notiz bezahlt. 

Mais ohne Frage, per 100 Kilogr. 12,60—13,20—13,60 Mark. 

Erbſen in 9 Haltung, * 100 Klgr. 17,50 - 18,50 — 20,50 Marl, 
Victoria 20,00 —21,00— 21,50 Mark. 

Bohnen ſchwach gefragt, per 100 1 18,50 —, 19,50 — 20,00 Mark. 

Lupinen mehr angeboten, per 100 Kilogr. gelbe 9,30 — 9,60 — 10,00 
Mart, blaue 9,20.—9,50—9,80 Marl, 

Wicken ohne Aenderung, per 100 Kilogr. 12,80 —13,0—14,00 Mark. 

Oelſaaten in matter Stimmung. 

Schlaglein ohne Aenderung. 8 

Pro 100 Kilogramm netto in Mark und Pr, 
Schlag⸗Leinſaat .... 26 — 24 50 
Winterraps 24 — 
Winterrübſen 23 25 
Sommerrübſen 
Leindotter 2 — 2¹ 21 — 

x 1 unverändert, per 50 Kilogr. 6,90 —7,20 Mark, fremde 6,40 
bis 6,90 Mark. 


Leinkuchen ohne Aenderung, per 50 Kilogr. 9,80 —10 Mark. 5 

Kleeſamen ſchwacher Umſatz, rother unverändert, per 50 Kilogr. 
34—38—40—45 Mart, hochfeiner über Notiz, weißer ruhig, 22—55—60 bis 
74 Mark, bochfeiner über Notiz. 

Tannenklee matt, per 50 Kilogr. 40—45—52 Mark. 

Thymothee behauptet, per 50 Kilogr. 20—23—25 Marl. 

Mehl ohne Aenderung, per 100 Kilogr. Bes fein 30,25—31,50 Mark, 
Roggen fein 31,75— 32,50 Mark, Hausbacken 30,50—31,50 Mark. Roggen 
Futtermehl 10,75—11,75 Mark. Weizenkleie 9,25 —9,75 Mark. 


eu 2,50 —3,10 Mark per 50 Kilogr. . 
oggenſtroh 21,00—24,00 Mark per Schock & 600 Kilogr. 


ff [Getreide- ꝛc. Transporte.] In der Zeit vom 9. bis 15. Januar e. 
gingen in Breslau ein: 
eizen: 10,000 Kilogr. aus Süd rußland, 39,573 Klgr. von der Ober: 
ſchleſiſchen Bahn, 135,916 Klgr. über die Mittelwalder Bahn, 23,912 Klgr. 
über die Poſener Bahn, 45,524 Kilogr. über die Freiburger Bahn, 35,530 
Klgr. über die Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Bahn im Binnenverkehr, 141,200 Klgr. über 
dieſeibe von Anſchlußbahnen via Oels, im Ganzen 431,655 Klgr., 
Roggen: Klgr. über die Mittelwalder Bahn, 20,132 Klgr. über 
die Poſener Bahn, 9350 Klgr. über die Freiburger Bahn, 30,720 Klgr. über 
die Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Bahn im Binnenvertehr, 510,500 Kilogr. über dieſelbe 
von Anſchlußbahnen via Oels, im Ganzen 580, 2 Klar. 
erſte: 10,000 Klgr. aus Galizien und Rumänien, 20,200 Klgr. aus 
Ungarn, 93,794 Kilogr. von der Oberſchleſiſchen Bahn, 80,621 5 über 
die Mittelwalder Bahn, 15,500 Klgr. über die Poſener Bahn, 35,272 Klgr. 
über die Freiburger Bahn, 26,850 Klgr. über die Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Bahn im 
Binnenverkehr, 10,100 Klgr. über dieſelbe von Anſchlußbahnen via Oels, im 
Ganzen 292,337 1 . 
Hafer: 69,900 Klgr. aus Ungarn, 50,200 Klgr. von der Ferdinands⸗ 
Nordbahn, 20,271 Kigr. pon der Oberſchleſiſchen Bahn, 51,520 Kilogr. über 
555 Al A Bahn, 3060 Kilogr. über die Poſener Bahn, im Ganzen 
194, r. 
Mais: 230,000 Klgr. aus Galizien und Rumänien, 50,300 Kilogr. aus 
Ungarn, 10,000 Kilogr. von der Oberſchleſiſchen Bahn, im Ganzen 290,300 
ramm. 

Belf aaten: 20,000 Klgr. aus Südrußland, 100,100 Klgr. aus Gali⸗ 
ien und Rumänien, 20,600 Klgr. von der Ferdinands⸗Nordbahn, 30,435 
far. von der Oberſchleſiſchen Bahn, 10,108 Klar. über die Mittelwalder 

Bahn, 19,791 Klgr. über die Poſener Bahn, 10,000 Klgr. von der Warſchau⸗ 
Wiener Bahn, im Ganzen 211,034 Klar. 

Hülfenfrühte: 20,000 Kilogr. von der Ferd.⸗Nordbahn, 16,487 Klgr. 
von der Oberſchleſiſchen Bahn, 20,100 Klgr. über die Mitlelwalder Bahn, 
im Ganzen 56,587 Klgr. 


r Fr 5 
9 ae er 


. nahe 


von der Oberſchleſiſchen nach der Freiburger Bahn, 7 
Freiburger Bahn, im Ganzen 123,342 Kilogr. 

Roggen: 20,300 Kilogr. nach der Mittelwalder Bahn, 182,880 Klgr. 
auf der Freiburger Bahn, 101,100 Kilogr. von der Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗ nach 
der Märkiſchen Bahn, im Ganzen 304,280 Kilogramm. 1 

Gerte: 7366 Kilogr. von der Oberſchleſiſchen nach der Freiburger 
39,923 Kilogr. von der Oberſchleſiſchen nach der Märkiſchen Bahn, 10,000 
Kigr. nach der Poſener Bahn, 2584 Kigr. nach der Rechte Oder⸗Ufer⸗Bahn 
im re Ganzen 59,878 Ai... aid a e 

arer: 20,368 Kilogr von der Oberſchleſiſchen nach eiburger 
Bahn, 38810 ene der g e Bahn, 40000 Kiba uach der 
Poſener Bahn, im Ganzen 89,178 Kilogr. 

Mais: 20,200 Klgr. von der Oberſchleſiſchen nach der Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗ 
Bahn, 79,841 Kilogr. von der Oberſchleſiſchen nach der Freiburger Bahn, 
54,345 Klar. von der Oberſchleſiſchen nach der Märtiihen Bahn, 90,000 
Klgr. nach der Poſener Bahn, im Ganzen 244,386 Klar. 

Oelſaaten: 10,108 Kilgr. von der Oberſchleſiſchen nach der Märkiſchen 
Bahn, 15,000 Klgr. nach der Poſener Bahn, im Ganzen 25,108 Klgr. 

Hülſenfrüchte: 10,125 Kilogr. nach der Mittelwalder Bahn, 23 963 
Kilogr. von der Oberſchleſiſchen nach der e Bahn, 10,000 Kilogr. 


nach der Poſener Bahn, im Ganzen 44 i 
Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerfitätd- 
Sternwarte zu Breslau. 

Nachm. 2 U. Abends 10 U. | Morgens 6 U. 
+ 24 | —8˙4 — 10% 


—— ** 


730,1 2 741,9 
Fate mm EN = 1,9 1 
unftfättigung (pCt.) 69 2 
F SW. 2. NW. 3. WW. 2. 
o 3. beiter. bedeckt. Schnee. 


Waſſerſtand. Breslau, 21. Jan. O.⸗P. 4 M. 70 Em. U.-B. — M. — Cm. 
20. Jan. O.⸗B. 4 M. 66 Cm. U.⸗P. — M. — Cm. 
Eisſtand. 

—— — — —e—e—p 
Militär- Wochenblatt.] Schulz, Gen.⸗Major und Abibeil.⸗ Chef im 
Pe unter Entbind. von feiner Stellung als Mitglied der Prüf.s 
mmilfion des Ingen.⸗Corps, zum Praſes des Ingen. Comites ernannt. 
v. Meıdel, Hauptm. und Comp.⸗Cbef vom 2. Schleſ. Gren.⸗Regt. Nr. II, im 
vat Pomm. Jager⸗Bat. Nr. 2 verſetzt. Frhr. v Falkenhauſen, Pr.⸗Li. dom 
2. Schleſ. Gren.⸗Regt. Nr. 11, zum Hauptm. und Comp.⸗Cbef, v. Thaden, Sec.» 
Lieut. von demſ. Regt., zum Pr.⸗Lieut., v. Safft, Pr.⸗Lieut. vom 1. Weſtpr. Gren. 
Regt. Nr. 6, zum Hauptm. und Comp.⸗Chef, Eberhard, Sec.⸗Lt. von demſ. Regt. 
um Pr.⸗Lt., Graf zu Solms⸗Sonnenwalde, Port.⸗Fäbr. vom Poſen. Ulan. 
egt. Nr. 10, zum Sec. Lieut., v. Roos, charakteriſ. Port.⸗Fahnr., Wuthe, 
Unteroff. vom 3. Niederſchleſ. Infant.⸗Regt. Nr. 50, Graf v. Bethuſy⸗Huc, 
Unteroff. vom Leib. ⸗Kür.⸗Regl. (Schleſ.) Nr. 1 30 Port. Faburs. bes 
fördert. Oeſterreich, Major vom Heil. Füſ.⸗Regt. Nr. 80, dem Reg. aggregirt. 
v. Lengerke, Major von demſ. Regt. zum etatsm. Staabsoffiz. ernannt. 
Vanſelow, Oberſt vom Weſtfal. Faſ.⸗Regt. Nr. 37, unter Stellung & la suite 
dieſes Regis, zum Commandanten von Straßburg i. C., Kubr, Major vom 
Weſtfal. Fus. Regt. Nr. 37, zum etatsmaß. Stabsoſſizier ernannt. Frhr. 
v. Reibniz, Major aggr. dem Weſtſal. Füſ.⸗Regt. Nr. 37, in die alteſte 
auptmannsſtelle diefes Regts. einrangirt. v. Weile, Major z. D., zum 
es, Commandeur des 1. Bats. (Marburg) 1. Heſſ. Landw.⸗Regtg. Nr. 81 
ernannt. Schnell v. Schnellenbühel, Major vom 5. Thüring. Inf. Regt. 
Nr. 94 (Großherzog von Sachſen), als etatsmäß. Stabsoffi; in das 1. Seh. 
gut Best. Nr. 81, Haun, Major vom 2. Rhein. Inf.-Rept. Nr. 28, in das 
Bad. Inf. Regt. Nr. III, Schreiber, Major vom 3. Bad. Iuf.⸗Regt. 
Nr. 111, als etatsmäß. Stabsoffiz. in das 2. Rhein. ya Nr. 28, 
v. Winterfeld, Pr.⸗Lieut. vom Weſtpreuß. Kür.⸗Regt. Nr. 5, unter Beförder. 
um Rittm. und Escadr.⸗Chef, in das Leib⸗Kür. Qegt (Schleſ.) Nr. 1, von 
iegler und Klippbaufen, Pr.⸗Lieut. dom Leib⸗Kür.⸗Regt. (Schleſ.) Nr. 1, 
unter Beförd. zum Rittm., als aggr. zum 3 Kür.⸗Regt. Nr. > 
verſetzt. — Graf v. Pückler, Sec. Leut. vom Leib.⸗Kür.⸗Reg. (Schleſ.) Nr. 1, 
v. Schuckmann, Sec.⸗Lieut. vom Weſtpr. Kür. Nr. 5 zu Pr.⸗Lieuts. befördert. 
eller, Unteroff. vom Schleſ. Feld⸗Art. Regt. Nr. 6, zum Port.⸗Fähnr. bes 
dert. v. Iblenfeld, Major und etatsmäß. 54 vom Felt eld⸗Art.⸗ 
egt. Nr. 27, als Abtheil.⸗Commandeur in das 1. Rhein. Feld⸗Art.⸗Regt. 
Nr. 8 verſetzt. Carius, Unteroff., vom Niederſchleſ. Fuß.⸗Art.⸗Reg. Nr. 5, 
um Port. Jahr., Brandt, Sec. Lieut. von der 2. Ing.⸗Inſp., zum Pr. Lieut. 


gebe. v. Zedlitz Leipe, Vicewachtm. vom 2. Bat. (Sch 
nadw.⸗Regts. Nr. 11, zum Sec.⸗Lieut. der Ref. des Leib⸗Kür.⸗Reis. Kachel. 


der Unif. des gen. Regts. erteilt. Bonſac, 8 3. D., 


8 den beurlaubten Difizieren der Landw.⸗Inf. berge 


Commandeur des 1. Bats. (Marburg) 1. Hell. Landw.⸗Regts. Nr. 81 ent⸗ 


f f 8, als Oberſtlt. mit 
migung ſeines Abſchiedsgeſuche eſtellt. Leibſried, Sec. Lt. vom 1. O 


Uniform des 3. Oſtpreuß. Gren.⸗Regts. Nr. 3579 der wean. als Bez. 


Waits t. Nr. 47, als . Ti. mit Penſion der Abſchied bewilligt. von 


eife, 
ftellt. 


In allen Buchhandlungen vorräthig: 
Memoiren 
Karl von Holtei's: 


à 2, 3, 4 und 5 Mar 
vo Einladungen, 

Vierzig Jahre. 
2. Aufl. 6 Bände broſchirt 12 M 


k. 
n 3 Bänden gebunden 15 ö 5 
A Fortſetzung aon: a Orden aue Touren, 
noch ein Jahr in Schleien. e ec ab, 
2 Bände broſchirt 2 Mk. N Rasc 0 
e e. ie Ne A. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Bretzlau. 


ci iurben von Breblan peter ua 
eizen: 1 2 Kiloar, nach der Obers gab 7 380 bla. auf be 


100 Viſſtenkarten 


